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ſetzung zu erkennen, erſcheint mir ausgeſchloſſen.
auf dem verfaſſungsmäßigen Wege kann die Bildung
einer Regierung Junger Der Reichspräſident bezeichnet
einen Reichskanzler,
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Die Lage klärt ſich.
Ein Kabinett der bürgerlichen Parteien im Anmarſch.

Nachdem Herm. Müller und noch ſchneller Herr
von der Deutſchen Volksvartei ihre übernommene Auf-
gabe in die Hände des Reichspräſidenten zurücklegten,
erwartete man auch nicht allzuviel, als dann Trimborn
dieſelbe übertragen erhielt. Aber dieſerſah ſeine Auf-
gabe nach einer ganz anderen er vor We liegen
wie die beiden erſteren. Müller verſuchte die Anſichten
unſerer Partei, den Wunſch auf Erweiterung der Koa-
lition nach links zu realiſieren. Er blitzte bei den Un-
abhängigen ab und ſeine Aufgabe war erledigt. Minder
klar waren die Abſichten des Dr. Heinze. Wenn es ihm
nur um eine offizielle Beſtätigung unſerer ſchon vorher
bekanntgegebenen Weigerung, in eine nach rechts er
weiterte Kvalition einzutreten, zu tun war, dann konnte
er ſie auf anderem Wege erhalten, als dadurch, daß er
ſich vom Reichspräſidenten mit der Bildung des Kabi-
netts betrauen ließ.

Trimborn ſah deshalb ſeine Aufgabe darin, ein
Kabinett der bürgerlichen Parteien zuſtande zu bringen.
Aber nicht eins von den Dembkraten bis zu den Deutſch
nationalen, ſondern eins, das r betrachtet,
nicht aus der Mehrheit des Reichstages ſich bildete, ſon
dern in ſeiner ganzen Tätigkeit von der ſtillſchweigenden
Billigung der ſozialdemokratiſchen Partei n
Eine Löſung der verworrenen Lage, die wenigſtens ein
Angreifen der nächſtliegenden Arbeiten geſtattet. Natür-
lich waren erſt wieder umfangreiche Beſprechungen
zwiſchen den Parteien erfolgt, ehe ſich dieſer Gedanke
feige Am meiſten dazu beigetragen hat wohl die

Erklärung. die Senator Dr. Peterſen im Auftrage der
Demokratiſchen Fraktion abgab. Sie lautete:

„Nachdem die Frage der Bildung einer neuen Re-
eute zum erſtenmal an mich als Vorſitzenden

emokratiſchen Partei herantrat, geſtatte
ich mir, das Folgende auszuführen: Nach Artikel 53 der

deutſchen Reichsverfaſſung ernennt der Reichspräſident
den S und auf deſſen Vorſchlag die Reichs-
miniſter.lich geführten Wahlkampf, ein Abweichen von dieſem

Wir ſehen, beſonders nach dem leidenſchaft-

Wege für verhängnisvoll an. Daß die Parteien ſich
bereit erklären, Koalitionen zu bilden, ohne vorher das
ſachliche Programm des Kabinetts und ſeine m

ur

er ein Programm ſür ſeine Re-
gierung zu entwerfen und auf dieſer Grundlage ſeine

Mitarbeit zu gewinnen hat. Dann haben die Fraktionen
und demnächſt der Reichstag darüber zu beſchließen. ob

ſie dieſer Regierung mit ihrem Programm das Ver-
rauen ausſprechen wollen oder nicht.

Unſere Partei erklärt ſich, unbeirrt durch die Ge-
häſſigkeit des gegen uns geführten Kampfes, ohne partei-
politiſche Voreingenommenheit bereit, e und poſitiv
in einem Kabinett mitzuarbeiten, das durch ſeine Per-
ſönlichkeiten und durch ſein Programm die Gewähr für
den politiſchen und wirtſchaftlichen Wiederaufbau gibt.
Als unerläßliche Beſtandteile dieſes Programms be-
zeichne ich von vornherein folgende Punkte:

Vorbehaltloſe und unbedingte Anerkennung der
Veimarer Verfaſſung. Ablehnung und Bekämpfung
jeder monarchiſtiſchen Agitation. Bekämpfung jedes
Lerſuchs der Aufrichtung einer Klaſſenherrſchaft oder
Einräumung von Vorrechten an eine Klaſſe.

Eine Politik der Verſöhnung und des Ausgleichs
auf politiſchem, ſozialem und kulturellem Gebiet; Ab-
lehnung jedes Klaſſen- und Raſſenhaſſes, auch des Anti-
ſemitismus.

Beſetzung der Aemter ohne parteivolitiſche Rück
ſichten mit Perſonen, die in Wort und Tat ſich auf den
Boden der Verfaſſung ſtellen und gewillt ſind, in ihrer
amtlichen Tätigkeit die Regierung rückhaltlos zu unter-
ſtützen, die aber gleichzeitig nach ihrer Art und Vorbil-
dung das Amt auszufüllen geeignet ſind.

Dieſe oberſten Grundſätze hebe ich ſchon jetzt hervor,
weil ſie mir die unerläßliche Vorbedingung jeder vom
Lertrauen des Volkes getragenen Regierungstätigkeit

ſein ſcheinen. Vorſchläge im einzelnen zu machen
ber die Führung unſrer auswärtigen Politik, über die

Geſtaltung unſeres Wirtſchaftslebens, über die Förde-
rung unſeres kulturellen und ſozialen Lebens, über
unſere Wehrmacht ſteht mir nicht zu, ſondern es iſt Sache
es Programms des Reichskanzlers, ſie mit ſeinen Mit-

arbeitern zu
Als nun die erſten Anzeichen für eine Löſung in

Keſem angedeuteten Sinne auftauchten die Deutſche
olkspartei ſcheint auf eine umfangreiche Beſetzung der
iniſterpoſten mit ehörigen ihrer Partei keinenallzu Wert u eh a trat u e Male

die Deutſchnationale Partei auf die politiſche Bühne
mit folgender Veröffentlichung:

„An die deutſchnationale Fraktion hat ſich bis zurStunde keiner der mit der Regierungsbildung betrauten
Herren mit dem Erſuchen um Teilnahme an den Ver-
handlungen gewandt. Das muß um ſo mehr befremden,
weil durch die veröffentlichten Erklärungen der Fraktion
und durch die Haltung, die von deutſchnationaler Seite
ſeit den Wahlen eingenommen iſt, die Bereitwilligkeit
der Partei feſtſteht, den Bedürfniſſen des Vaterlandes

erecht zu werden. In der geſtrigen Sitzung der Frak-
ion beſtand Uebereinſtimmung darüber, daß die deutſch

nationale Fraktion, nachdem durch die Haltung der
Sozialdemokraten jede Koalition zwiſchen bürgerlichen
Parteien und Sozialdemokraten vereitelt wurde, eine
Regierungsbildung der bürgerlichen Parteien erſtrebt
wird. Auch das könnte nicht ohne Opfer der her e
Anſchauungen und der Parteiintereſſen geſchehen. Dieſe
Opfer auf ſich zu nehmen, erſcheine der Fraktion in
Hinſicht auf die bevorſtehenden Verhandlungen in Spa
und auf die Gefahr der von radikaler Seite ausdrücklich
angekündigten Verſuche gewaltſamer Umſtürzung der
Verfaſſung als eine vaterländiſche Pflicht. Wenn dieſe
vaterländiſche Notwendigkeit ſich nicht erfüllen laſſen
ſollte, ſo kann das jedenfalls nicht auf das Verhalten der
Deutſchnationalen Volkspartei zurückgeführt werden.“

Man merkt deutlich das gekränkte es heraus,
bei allen dieſen Verhandlungen ſo gar keine Beachtung
gew 8 haben. Es iſt aber auch eine Unverſchämt-
eit vom Volke, die Leute, die bis vor einigen Jahren

allein tonangebend in Deutſchland waren, die jetzt wieder
ihre unbeſchreibliche Vaterlandsliebe in höchſten Tönen
preiſen, ſo vollſtändig beiſeite zu ſchieben. Es wird den
Vertretern der ſozialdemokratiſchen Partei im Parla-
ment auch ſo noch ſchwer genug werden, die verſprochene
wohlwollende Neutralität zu bewahren, aber ein Mini-
ſterium mit Einſchluß der Deutſchnationalen konnte
nichts anderes als unſeren ſchärfſten parlamentariſchen
Widerſpruch zu wecken. Es hätte keine acht Tage Beſtand
gehabt. Ueber die zwiſchen Trimborn und unſeren Be
auftragten getroffenen Abmachungen muß man erſt
nähere Nachrichten abwarten, ehe man ſagen kann, wie
lange unſere Neutralität dieſem Kabinett gegenüber
dauern wird. Vielleicht werden ſie, dieſe Abmachungen,
erweitert werden müſſen, vielleicht werden Verſuche, ſie
zu brechen, abgewehrt werden müſſen, alles Momente,
u auch dieſes Kabinett auf ziemlich unſicheren Boden
aſſen.

Das vermindert aber durchaus nicht den Aerger der
deutſchnationalen Kreiſe. Herr Wulle gießt ihn in der
„Deutſchen aus und ſchnappt der bisher be-
n olkspartei den Ruhmestitel der „Partei

es Wiederaufbaus“ fort.
Der Aerger dieſer Kreiſe, politiſch nicht ſatisfaktions-

ſävig betrachtet zu werden, der Wunſch, um jeden Preis
bei der Aemterverteilung dabei zu ſein, beſtimmt die
s Rundſchau“ zu r Konzeſſionen.Es kommt ihr ſogar in dieſem Augenblick nicht darauf
an, weſentliche Grundſätze preiszugeben. Sie ſchreibt:

„Die monarchiſtiſche Frage ſteht überhaupt nicht im
Mittelpunkt der Debatte, und niemand wird es heute
unter ernſthaften Politikern auf der Rechten einfallen,
die republikaniſche l durch eine monarchiſtiſche
zu erſetzen. Das deutſche Volk hat jetzt und für die Zu-
kunft andere Aufgaben zu erfüllen, und die monarchi-
ſtiſche Frage iſt eine Angelegenheit, über die das ganze
deutſche Volk zu entſcheiden hätte.“

Wir Sozialdemokraten können dieſem ganzen Trei-
ben mit ziemlicher Ruhe entgegenſehen. Es kommt die
Zeit, wo man unſere Kräfte noch mehr brauchen wird
wie bisher und dann wird unſer Einfluß ſofort wieder
ein größerer werden. Trotz des Ausfalls der Wahlen,
trotz unſeres Stimmenverluſtes können wir ſagen:
Unſer Weizen blüht.

Das neue Koabinett.

Reichskanzler: Dr. Meyer, Jnneres: Koch,
Auswärtiges: von Noſtitz (früher ſächſiſcher Gefandter
in Wien), Wirtſchaft: Wiedfeld, Finanzen: Wirth,

tz: v. Siemen s, Arbeit: Stegerwald, Verkehr:
Göner, Reichswehr: Geßler, Juſtiz: Heinze.

Zunächſt hatte Abg. Trimborn den bisherigen Präſi
denten der Nationalverſammlung Fehre als Reichs
kanzler in Vorſchlag er Ebert glaubte, trotzdem dieſer Sorſgiag bei ein n Sarte Widerſtand fand,
denſelben aus trif Gründen ablehnen zu müſſen.S enſkin ber Trimkern dann den Namen des deutſchen

Geſchäftsträgers in Paris, Dr. Meyer-Kanfbenuren, ge
nannt. Dr. Meyer iſt Mitglied der Zentrumspartei.
Nach anderen Mitteilungen verlangt die Deutſche Volks
partei, die vorläufig nur ein Mitglied in das Kabinett
entſendet, den Wirtſchaftsminiſter Wiedfeld, die Ueber

des Reichswehrminiſteriums an den General
v. Seeckt.

Warten wir ab, mit welchem Programm das neue
Miniſterium vor die Oeffentlichkeit treten wird. Unſere
Partei muß es bedenklich ſtimmen. daß gerade das Amt
des Wirtſchaftsminiſters in die Hände eines Vertreters
der Stinnespartei übergeht. Wenn die Wirtſchafts
maßnahmen der nächſten eZit ausgeprägten kanitaliſti
ſchen Charakter tragen werden, ſo haben vor allem die
Unabhängigen die größte Schuld daran anf ihre Schul
tern geleden durch ihre Weigernng, in die Regierung
miteinzutreten. Dieſe Schuld wird ſich rächen.

Einberufung des Reichstages.
Berlin, 16. Juni. Amtlich wird gemeldet. Der

Präſident der Nationalverſammlung bernft anf Grund
der Artikel 2, 180 der Verfaſſung den Reichstag zum
24. Juni 1920, nachmittags 3 Uhr, ein.

Die Unterſuchung über die März Vorgünge.

Berlin, 17. Juni. Bei dem Unterſuchungs
ausſchuß über die Märzvorgänge im Reichswehrminiſte
rium ſind gegen 691 Offiziere Anklagen erhoben worden.
Bis jetzt iſt in 307 Fällen entſchieden. Jn 97 Fällen iſt
auf Dienſtentlaſſung und Beurlaunbung erkannt, wäh-
rend der Reſt durch Verſetzung und Niederſchlagung
ſeine Erledigung fand. Um auch dem Unterperſonal zu
er Recht zu verhelfen und unrechtmäßige Entlaſ-
ungen zu verhüten, iſt ein weiteres Referat für Be

ſchwerden vom Unterperſonal mit einem h einem
Unteroffizier und einem Zivilreferenten errichtet worden,

Die ober'chleſiſchen Vetriebsrüte werden votſtellig

wegen der franzöſiſchen Uebergriffe.

Breslanu, 16. Jnni. Nach einer Meldung des
„AchtUhrAbenöblattes“ aus Gleiwitz ſind die dortigen
Betriebsräte geſtern bei dem franzöſiſchen Plebiszit-
präfekten wegen der franzöſiſchen Uebergriffe vorſtellig
geworden. Die Arbeiterſchaft ſei gewillt, falls ihre Bitte
um Abhilfe nicht erfüllt werde, zur Selbſthilfe zu greifen.
Der Präfekt habe erklärt, daß die Vorfälle unterſucht
werden, die Schuldigen ſeien zum Teil ſchon verhaftet
und würden beſtraft werden. Die Verletzten würden
durch die franzöſiſchen Behörden entſchädigt werden. Das
Verbot des Waffentragens werde durchgeführt werden.

sſlberſ chieber.

Mainz, 16. Juni. Geſtern wurde in einer Vor
ſtadt ein Auto angehalten, in dem 43 Silberbarren im
Gewicht von 10 Zentnern gefunden wurden. Die Jn
ſaſſen wurden verhaftet und die Barren beſchlagnahmt

Ne Landtagswahl in Mecklenhurg Schwerin

Ein glänzender Erfolg der Mehrheitsſozialdemokratie.
Während in verſchiedenen Staaten, u. a. Bayern,

Württemberg, Oldenburg, die Landtagswahlen am
gleichen Tage wie die Reichstagswahlen ſtattfanden,
gingen die Wähler in Mecklenburg acht Tage ſpäter
noch einmal zur Wahlurne. Da zeigt ſich nun an dem
Wahlreſultat ſofort die des unſinnigen Ver-
haltens der Unabh. Partei bei der Regierungsbildung
im Reiche. Weil ſie mit ihrem Wahlerfolg, den ſie un-
beſtreitbar errungen hat, praktiſch nichts anzufangen
weiß, ſondern durch ihr Verhalten die uneingeſchränkte
Ausübung der politiſchen Macht den Rechtsparteien in
die Hände ſpielt, fangen ſchon nach acht Tagen die
Wähler an, dieſer Partei den Rücken zu kehren. Trotz
geringerer Wahlbeteiligung hat die Sozialdemokratiſche
Partei an Stimmen gegenüber der Reichstagswahl er-
heblich zugenommen. Den Verluſt tragen die Unab-hängigen. Jn manchen Orten verlor de Partei Hun
derte ihrer Wähler, die von der S. P. D. größtenteils
aufgenommen wurden.

Wir laſſen das Stimmenergebnis folgen. 25 länd-
liche Bezirke ſtehen noch aus, allzuviel werden ſie aber
an dem Reſultat nicht ändern. Auf je 5000 Stimmen
fällt ein Mandat; iſt der verbleibende Reſt mehr als

die Hälfte von 5000, ſo zählt er kr voll.
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„„Btimmen am 13. 6. 6. 6. Land
tagsmand.

Sozialdemokraten 138 478 Stimmen (119 823) 26
Unab ge 24507 (36 062) 5Kommuniſten 1 178 (2 668)Demokraten 22 912 (28 265) 4Deutſche Volkspartei 48 z (51 503) 10
Deutſchnational (74 051) 14Dorfbund A 188 (27 845) 5Unſer Mecklenburger Parteiorgan ſchreibt zu demWahlausfall folgendes

„Die Rechtsparteien haben insgeſamt 29 Sitze, die
bisherige Koalition Sozialdemokraten und Demo
kraten) hat dagegen 30 Sitze. Die Unabhängigen bil-
den, da eine rein ſozialiſtiſche Mehrheit nicht vorhanden
ſt das Zünglein an der Wage: ob ſie mit etwa einem
e den mokratiſchen Miniſter zuſammen mitregieren

ollen, oder ob ſie ſtatt deſſen alle Macht an
die Junkerfäuſte und deren Vettern-
ſchaft ausliefern wollen!“

Wenn die Unabhängigen in Mecklenburg ihre übri-
en Wähler auch noch einbüßen wollen, dann mögen

ſie nur nach dem Rezept handeln wie es die „Freiheit“
empfiehlt, indem ſie ſchreibt: „Geſchichtlich betrachtet.
iſt die bürgerliche Regierung keine Stärkung, ſon
dern eine Schwächung der herrſchenden Klaſſe“.“ Ein
Ausſpruch, den wir mit dem nachfolgenden Artikel in
das richtige Licht ſetzen.

Geſchichtlig betrachtet

Die Unabhängigen winden und drehen ſich, um der
Notwendigkeit, in die z einzutreten, zu ent-gehen. jeder einmal wollen ſie ihr Parteiintereſſe
über die Intereſſen des Proletariats und über das
Wohl des geſamten Volkes ſtellen. Das Zentralorgau
der Unabhängigen, die Berliner „Freiheit bringt esin ihrer Angſt vor der Verantwortung fertig, folgende
Sätze z ſchreiben:

ber iſt eine r Regierung nicht eine
große Gefahr für die Arbeiterbewegung? Ge
(hichtlich betrachtet, iſt die bürgerliche Regierung
keine Stärkung, ſondern eine Schwächung der herr-
ſchenden Klaſſen

Geſchichtlich betrachtet, bedeutet alſo Helfferich als
Reichskanzler an Stelle von Hermann Müller eine
s der bürgerlichen Klaſſe.Ge hichtlich betrachtet, iſt alſo Ludendorff als
Reichswehrminiſter an Stelle von Geßler eine
Schwächung der bürgerlichen Klaſſe.

Geſchichtlich betrachtet, entſteht eine Schwächung der
bürgerlichen Klaſſe, wenn als Landwirtſchaftsminiſter
irgendein Junker aus Pommern oder Oſtpreußen an
Stelle von Otto Braun die Landarbeiterfragen be-
handelt.

Geſchichtlich betrachtet. bedeutet es alſo eine
Schwächung der r Klaſſe, wenn der deutſch
volksparteiliche Freiherr von Lersner die deutſche
Außenpolitik geſtaltet an Stelle des Sozialdemokraten
Adolf Köſter.

Geſchichtlich betrachtet, bedeutet es alſo eine
Schwächung der bürgerlichen Klaſſe, wenn Streſemann
i Steuern macht an Stelle des Unabhängigen Hilfer-

ng.
Geſchichtlich betrachtet, bedeutet es alſo eine

Schwächung der bürgerlichen Klaſſe- wenn der Ober
kappiſt von Jagow Miniſter des Jnnern wird an Stelle
des n Rudolf Breitſcheid oder Criſpien.

Geſchichtlich betrachtet, bedeutet es alſo eine
Schwächung der bürgerlichen Klaſſe, wenn Graf von der
Schulenburg wieder Oberpräſident von Sachſen wird
an Stelle von Hörſing.

Geſchichtlich betrachtet, bedeutet es alſo eine
Schwächung der bürgerlichen Klaſſe, wenn ſtatt der un
abhängigen Landräte Leid, Raute und Kaſparek drei
Deutſchnationale eingeſetzt werden.

Dieſe Liſte kann ſich jeder nach Belieben ver-
längern, und dann mag er ſich über dieſe „hiſtoriſche“
Aufſaſſung. wie die Unabhängigen die Macht der bürger-
lichen Klaſſe brechen wollen, ſeine Gedanken machen.

Aet Schandſlesl.

Roman von Ludwig Anzengruber.
(63. Fortſetzung.)

„Sei geſcheit, ich kann dir nicht bös ſein, ich hab' ſchon
zemeint, die Kuraſchierten wären all'amt ausgeſtorben, du
biſt der erſte der ſich nach langer Zeit wieder heranwagt
an mich, und das freut mich. Jch ſag' dir, es iſt völlig zu
wider wenn man allweil ſo in Ruh' bleibt und wo man ſel-
ber angreift, nur unter den Fäuſten was herumzappeln
ſpürt und nicht einmal weiß, haut das zurück oder nicht. Schau,
ſauber hingelegt wirſt. das wirſt, darauf kannſt du dich
ſchon verlaſſen, aber freuen tur's mich doch.“ Er faßte
nach Florians Arm und prüfte ihn mit ein paar Griffen
Nun, zu ſchaffen kannſt du einem ſchon machen, hätten
wir's im Ernſt einer auf den andern abgeſehen, wir möchten
nicht ganz heil voneinander kommen, aber die Freud' machen
wir den Zulauerern nicht. das hat's nicht not, ſtark bleibt
ſtark und ſtärker bleibt ſtärker, das weiſ't ſich auch beim
Erproben aus.“

Damit ſtand er auf. „Alſo genug für heut', ich hab' noch
einen Gang,“ ſagte er mit zuſammengekniffenen Augen.

„Zu der Everl,“ kicherte die Wirtin.
Der Lenutenberger tat einen verwunderten Blick nach ihr,

der beſagen ſollte. wie kommſt du dazu, ein Wort darein zu
geben, wo zwei ſolche, wie ich und der, miteinander reden,
weiter aber nahm er die Bemerkung nicht übel und fuhr,
zu dem Müllersſohne gewendet. fort: „Morgen wollen wir
aneinander, du triffſt mich hier von früh ab, außer
er zwinkerte wieder mit den Augen, „du hätteſt ſo wenig
Zgeit, daß du heute noch in aller Eil' heim müßteſt!“

Er begleitete dieſe Worte mit einem freundlichen Hände-
druck, der den ganzen Arm hinauf ſchmerzte, aber Florian
gab ihn ebenſo ehrlich gemeint zurück und hatte die Genug
tuung, daß der Leutenberger ihm etwas befremdet nach der
Hand ſah, dann verzog derſelbe das Geſicht zum Lachen und
ſagte: „Du kommſt ſchon. Gute Nacht miteinander!“

Er war kaum gegangen, da rief es von mehreren Tiſchen
Florian zu: „Wirſt einen ſchweren Stand haben!“

Der Burſche richtete ſich hoch auf. „Wen bekümmert's,
was ich für einen Stand haben werd'? Wer von euch hat
da überhaupt ein Wort dareinzureden? Tut ihr vielleicht

Vor den Wahlen dhaven die Anabhängigen von den
Wirkungen ihrer „revolutionären“ Polit ein anderes
Bild entworfen.

erlichen Klaſſe eſtellt. Warum haben die Unab-t en den emokraten ärz geholfen, denr Putſch n uſchlagen? Waru ben ſie von
den Arbeitern damals verlangt, daß ſie mit den Waffen
in der Hand gegen die Recht erung kämpfen, wenn
ſie die en haben, eine Rechtsregierungeine ewagnng r bürgerlichen Klaſſe iſt. Die Milli
onen, die im Mär) in den Streik traten und die Tau
ſende, die ihr Leben laſſen mußten, waren alſo Narren,
die nicht erkannten, daß die Herrſchaft der Kappiſten in
t iwtkett eine Stärkung der Arbeiterſchaft geweſen

re!
Narren ſind nach dieſer nunabhängigen Lehre auch

die Arbeiter der ganzen Welt, die gegen die Herrſchaft
des weißen Terrors in Ungarn teſtieren und nicht
begreifen, daß nur der Kapitalismus in Ungarn ge
ſchwächt wird, wenn die Organiſationen der Arbeiter
zerſchlagen und die beſten Männer des ungartſchen Pro
letariats zu Tauſenden und aber Tauſenden die Ge-fängniſſe fäulen und ſchlimmer wie das Vieh abge-
ſchlachtet werden.

Die Leute in der unabhängigen Reichstagsfraktion
ſind viel ſchlauer. Weil die deutſchen Arbeiter ſo dumm
waren, den W r niederzuſchlagen, verhelfen die
unabhängigen chstagsabgeordneten den p Parteien einige Wochen e zur lgatt, und zwar
an maige ber davon verſtehen die Arbeiter
nichts, denn das iſt „geſchichtlich betrachtet.

Ein Rüffel ſür Braunſchweig
Die Unabhängigen ſind in der ſchwierigſten Lage.

Jm Reich lehnen ſie n und zielbewußtſode Mitarbeit an der Regierungsbildung ab, ſchwächen
o den ſozialiſtiſchen Einfluß und ſehnen eine Regie

rung der ſtarken Hand herbei, da das „geſchichtlich be
trachtet“ eine Schwächung der Reaktion bedeute!

In Braunſchweig hingegen hat bisher die ſchärfſte
Nummer der Unabhängigen geherrſcht und der frühere
Anarchiſt Sepp Oerter iſt ihr dortiger Prophet. Die
h in Baunſchweig haben nun die Un-abhängigen ſo ort daß ſie mit den alten
Sozialdemokraten eine Mehrheit haben, aber ohne ſie
auch nicht regieren können. Deshalb haben ſie ſeit
Wochen mit unſeren Genoſſen verhandelt und ſich bitter
darüber beklagt, daß dieſe nicht mit beiden Füßen in
eine Koalitionspolitik mit ihnen ſpringen wollten.
Selbſt das Angebot unſerer Genoſſen, daß die Unab-
m allein die Regierung bilden und durch uns
wohlwollende Neutralität erfahren ſollten, genügte
ihnen nicht.

Um die Sozialdemokraten für die an
ihrer Regierung zu innen, fanden ſie ſich ſchließlich
zu Zugeſtändniſſen bereit, die auf nichts anderes hinaus ſern als auf die Ableugnung des Leipziger Ak
tionsprogramms der Partei. Sie erklären es für ſelbſt
verſtändlich, daß die „Räterepublik“ nur durch Mehr-
heitswillen des Volkes eingeführt werden können, daß
ſede Putſchtaktik von ihnen abgelehnt werde und er
klären ſich ſchließlich ſogar bereit, im Verkehr mit So-
wo raten Recht, Wahrheit und Sitte gelten zu
aſſen.

Dieſes Zugeſtändnis trägt ihnen nun einen ent
rüſteten Rüffel von der Berliner Zentrale ein. Jn der
„Freiheit“ hat Wilhelm Dittmann ſchon dieſer Tage ge
lehrt und h auseinandergeſetzt, daß man in den
einzelnen Landtagen Koalitionen eingehen könne, im
Reiche müßte ſie jedoch veorpönt bleiben. Jetzt wird
ganz im Widerſpruch zu Dittmann den Braun-
ſchweigern zum Vorwurf gemacht, daß ſie die Koalition
mit den „Rechtsſozialiſten“ eingegangen ſind, insbeſon
dere aber, daß ſie ſich auf die Jnnehaltung des Erfurter
Programms verpflichtet und ſich überhaupt zu Zuge-
ſtändniſſen an unſere Genoſſen bereit erklärt haben.

im vorhinein ſo bedauerlich, um mich fürchten zu machen
Gegen den Urban habt ihr euch nicht einmal zu lachen
gewagt, wo es doch zum Lachen war, müßt nicht meinen, ihr
könntet euch vielleicht jetzt gegen mich etwas herausnehmen,
das laßt bleiben, ſonſt zeig' ich euch gleich eines von meinen
Stückeln: es darf mir nur einfal'en, daß ihr mir nicht genug
daſitzet, ſo räum ich euch alle hinaus bis auf den letzten!“

Er warte'e eine kleine Weile ab, da aber keiner der
Anweſenden fich rührte, vielleicht aus Beſorgnis in einer
anderen Stellung minder ſchön dazu itzen, ſo zahlte er und
ging.

„Hihi.“ kicherte die Wirtin, „die haben alle zwei morgen
einen ſchweren Stand.“

„Jch vergönn' einem feden Schläge ſo viel auf ihm Platz
haben,“ ſagte ein buckliger, verkrüppelter Tagwerker.

Als Florian aus der Schenke getreten war, ſah er den
Leutenberger auf der Straße, die zu dem Dorfe hinausführte.
dahingehen. Er beſchloß ihm Zeitvertreibes halber zu folgen,
und ging nun immer eine Strege hinter ihm her.

„Das war dumm.,“ ſagte er, als er nach einer ger aumen
Weile ſich umblickte und das Dorf weit hinter ſich liegen ſah.
„Der wird wohl wiſ'en, wo er bleibt, aber ich kann fetzt die
Nacht auf offenem Felde zubringen.“ Da aber das Umkehren
nunmehr zwecklos ſchien ſo ſetzte er ſeinen Weg fort und be
hielt den Voranſchreitenden im Auge.

Es war Neumond, aber die Nacht war ſternenhell, wenige
einzelne Wolken zogen langſam dahrn und verdeckten hier
und da am Himmel auf weite Strecken die brennenden
Lichter, aber auf Erden blieb die Helle gleich. Ein hoher
Berg lag vor den beiden nächtlichen Wanderern, der Wald
erſchien undeutlich, nur einzelne Bäume an den Rändern der
Zgacken und Höhen hoben ſich ab, das andere war ein unent-
wirrbares Ganzes und es ſah aus, als wäre der Fels mit
riefigen Moosfeldern bewach en, dagegen traten die nackten,
ſchroffen Stellen faſt leuchtend hervor, in der halben Höhe
ſtand eine kleine Hütte, wohl erſt mit friſchem Anwurf
verſehen, denn ſie glänzte kreidebleich in die Nacht hinaus.

Der Leutenberger Urban begann den Berg hinanzuſteigen,
bald mußte er im Schatten der Bäume verſchwinden, Florian
beeilte ſich darum, ihm näher zu kommen, ſie waren in Ruf-
weite, als der erſtere in der Nähe des Häuschens ſtehen blieb
und Lltem ſchöpfte; ein paarmal ſchon hatte er ſich umge

ſehen, auch pisglich im Gehen innegehallen, damit ſich

die
ganz vergaßen, de ſie die Folgen einer regkionären s nicht als eine Schwächung der bür

1wus:

Wir beteiligen uns“, ſo heißt es weiter, „an einer
ozialiſtiſchen Regierung, d eine Machte e ir re ans ſt, und 77e unſere p n dem mögt ren Umfang, den die e gen Situ
ation zuläßt, zu verwirklichen, n aber, um überunſern grundſätzlichen Standpunkt zu verhandeln“

s l iſt zweifellos eine Selbſtverſtändlich-
keit und c für die Unabhängigen zu.n

Wollen alſo zwei verſchiedene Parteien gemeinſam eineerryng bilden ſo müſſen ſie wohl oder übel ver-
handeln, ohne ihren grun glichen Standpunkt aufzu-
gWr Auch wir Sozialdemokraten erſtreben durch die
eilnahme an der t lediglich eine Macht-

erweiterung für das Proletariat, allerdings nicht nur
in Braunſchweig, ſondern überall, undDingen dieſes Fiel im Auge, als wir die Beteiligung
der Unabhängigen an der Reichsregierung verlangten.,
Da aber ließ der „Machtwille“ der Unabhängigen ihreproletariſchen Anhänger im Stich und ſie zogen ſich
wieder in das bequeme Bett der 1 zurück.

tten vor allen

Weil ihre Braunſchweiger Genoſſen vernünftiger
waren, deshalb erhalten ſie heute ihren Rüffel. Sie
mögen ſich tröſten, denn G tragen dieſen Schmerz gemeinſam mit ark Kauts der ſich von der „Freiheit“
beſcheinigen laſſen muß, daß „ihm noch die genügend

ulung fehlt“.

Die Braunſchweiger Obſtruktion. Die bürgerlichen
Abgeordneten tm d Landtag wollen ſichvon der eigeſtigen Mehrheit durchaus nicht voll
ſtändig von der egierungs er in ihrem Lande
ausſchalten laſſen. Da ſie aber bei Abſtimmungen
herunterrutſchen, ſo verlegen ſie ſich auf die Obſtruk-
tion. Sie verhindern jeden wirklichen Beſchluß, indem
ſie den Sitzungsſaal verlaſſen und dadurch Beſchluß-
unfähigkeit herbeiführen, da die Geſchäftsordnung be-
timmt, daß zwei Drittel der Abgeordneten anweſend
ein müſſen. Wie bekannt, zählen die beiden ſozialiſti
W Fraktionen 82, die bürgerlichen zuſammen 38 Mit

glieder.
Um nun der vereinigten bürgerlichen Minderheit

die weitere Verhinderung der ſozialiſtiſchen Regierungs
bildung unmöglich zu machen. beantragte in der Land-
tagsſigsung vom Dienstag Abgeordneter Paul Junke
(Unabhängig), die Geſchäftsordnung dahin abzuändern
daß die nene des Hauſe freie nicht mehreine Zweidrittelmehrheit erfordern ſolle, ſondern daß
das Haus ſchon beſchlußfähig ſein ſoll, wenn die Hälfte
der Abgeordneten anweſend iſt. Die Bürgerlichen ver-
hinderten aber auch die Annahme dieſes Antrages, in
dem ſie das Haus wiederum verließen.

Die zweite Zone wieder an Dentſchlaund.
Geſtern mittag ſanken in Flensburg die Fahnen der

vier fremden Mächte unter dem Jubel einer großen
Menſchenmenge. Als die Franzoſen abzogen, ertbönten
deutſche vaterländiſche Lieder. Zu irgendwelchen Zwi-
ſchenfällen kam es nicht. Am Mittag traf der Reichs
miniſter des Auswärtigen und der preußiſche Miniſte
des Jnnern ein.

Verbot des Singens.
Worms, 15. Juni. Laut einer amtlichen Bekannt:

machung des Chefs des Generalſtabes hat der komman
dierende General der Rheinarmee in der durch die fran
zöſiſche Armee beſetzten Zone infolge von Zwiſchenfäller
und um Anlaß zu Unruhen zu vermetiden, verboten, daß
in der Oeffentlichkeit oder unter Verhältniſſen, die der
Oeffentlichkeit gleichkommen, deutſche Hymnen oder
Lieder, welche einen feindſeligen provozierenden
Charakter gegen Frankreich tragen, geſungen werden.
Ferner wird in der von Franzoſen beſetzten Zone unter

allen Umſtänden das in National-farben ſei es in den alten oder in neuen Farben, ver
hoten. Jede Uebertretung wird als Ungehorſam gegs
den von den franzöſiſchen Militärbehörden gegebene
Befehl betrachtet und als ſolcher beſtraft. entſprechen
r 6 der Ordonanz Nr. 1 der interalliierten Kom
miſſion.

Nachſchreitende durch ſeine Tritte verraten ſollte, aber der
war zu ſehr auf der Hut.

Da ſtanden ſie nun vor dem Häuschen, ein niederer Zaun
vor demſelben ſchloß ein kleines Gärtchen, ein wenig Abcker
grund und etliche Waldbäume ein, er ſollte das dürftige Be
ſitztum wohl nicht ſchütze ſondern nur umfrieden, damit die
Eigner mit einem Blick das Jhre überſchauen konnten, ſei
es, um ſich zu getröſten mit dem, was ſie hatten, oder ſtets
vor Augen zu haben, wie arm ſie ſeien. Unmittelbar hinter
den Tannen, die bei dem Häuschen eingefriedet waren, zeigte
ſich eine Lichtung.

Jm Gärtchen war eine Laube mit Bohnen und anderen
Schlingpflanzen wirr durcheinander dicht bewachſen, ſie ließ
die Mauerſeite der Hütte, an der ſie kanpp anſtand, frei
und ein Fenſter der einen einzigen Stube befand ſich unter
ihrem Blätterdache; der Leutenberger war über den Zaun
geſtiegen und dort untergetreten, das machte Florian Nut,
an einer anderen Stelle überzuſteigen und ſich ganz nahe
heranzuſchleichen.

Der Urban klopfte mit derber Fauſt an die Scheiben.
„Jeſus, Maria,“ rief innen ein Weib. „Wer iſt's denn
„Jch bin's, der Urban. Hab' ich nicht geſagt, ich komm

W Da bin ich nun, laßt die Everl an das Fenſter
eten.“

„Die Everl iſt nicht daheim, wir haben ſie fortge
ſchickt, nach Bergdörfl halt haben wir ſie zur Verwandt
ſchaft geſchickt.“

„Wenn es wahr wär', ſo holte ich mir meinen kleinen
Schatz auch von dort, und das möcht' mir wohl keiner
wehren. Jhr kennt den Leutenberger Urban noch nicht, wenn
er ſich was in den Kopf ſetzt! Aber ich weiß, ſie iſt heim, der

hat für mich aufpaſſen müſſen, ſeit ſie mit dem
chulzöger herein iſt, iſt ſie nicht aus der Hütte gekommen.

De er in Heidene iſt's ach' das Fenſter auf! Durch die Sche
verſteh' ich dich mit keinem Laut. Mach' ſchnell, ſonſt
ich dir gleich allsſamt mit dem Fenſterſtock aus!“

Das Fenſter wurde geöffnet.
Jnnen ſtöhnte eine männliche Stimme ſchwer auf:

du heiliger Herrgott in deinem Himmelreich oben, iſt. dat
auch recht, daß ich da daniederliegen und das mit anhöres

(ortſetung ſelat.
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iuterallierre2 16. Juni. Wie der Korreſpondent der
ir Zig.“ erfährt, tritt am 21. Juni in Paris eine

ra r e Wirtſchate die nebene n anderen Fragen ſonders mit derverſchiedener und Ausfuhrverbote und
alutafrage befaſſen ſoll. Auch die Errichtung

einer internationalen Handelskammer inaris ſteht auf der Tagesordnung Die Vereinigten
taaten nehmen an dieſen Verhandlungen teil.

Kraſſin's Verhandlungen.

London, 15. Juni. Laut „Times“ ſoll Kraſſin
ezwungen werden würde, die ruſſiſche

auswärtige uld anzuerkennen, beſtehen
würde, daß man ihr alle Rechte und Privilegien, wie
ſie im alten ondoner Vertrag feſtgelegt

i u n gegeben haben, daß die Moskauer e

V

o ſeien, ebenfalls zuerkenne. Sie meine damit hauptſäch-
lich jene Teile des Londoner Vertrages, wonach Kon-
ſtantinopel an Rußland fallen werde.

Rotterdam, 15. Juni. Der Vorſitzende der ukrai-
niſchen Delegation bei der Friedenskonferenz hat Lloyd

3 die Vertretung der Ukraine
durch Kraſſin zugeſtellt, da die Ukraine unabhängig
ſei und nicht unter den Bolſchewiſten ſtehe.

Der ſchwediſch finniſche Konflikt.
unt. „Berlingske Tidende“ mel16.ut: Der J wed(ſche C in Helſingfors iſt zur Be

richterſtattung na tockholm berufen worden. Dieſer
Schritt iſt nicht als Abberufung aber als Zeichen dafür
aufzufaſſen, daß die ſchwediſche Regierung der finni-
W Regierung ihre Auffaſſung über die Lage zu er
ennen geben will. Die Stimmung in eingeweihten

Kreiſen Stockholms und auch auf den Alandsinſeln iſt
ehr ernſt. eitere 420 Mann feldmäßig ausgerüſteter
inniſcher Truppen kamen auf den Alandsinſeln an und

Truppen werben in den nächſten Tagen er
wartet. Der perſiſche Volſchewismus.

Rotterdam, 15. Juni. Wie der „Nieuwe Rotter-
damſche Courant“ aus London meldet, werden die be
unruhigenden Gerüchte über das Auftreten des Bolſche
wiſten im Orient offiziös für unbegründet erklärt. Es
ſei nichts über die Bildung eines VBolſchewiſtenheeres
bekannt, daß die Aufgabe habe, oder Perſien
anzugreifen. Die Lage in Meſopotamien ſei ziemlich un
eklärt, da es nicht Art wer für die Angriffe ara-hiſcher Stämme auf die Engländer verantwortlich ſei.

Die Angreifer ſeien zum Teil des EmirFeſſal, der indes ſeine volle Freundſchaft für England
erklärt habe. Es ſei möglich, daß die Angriffe auf tür-
ſche Hetzereien zurückzuführen ſeien. Eine andere
Note erklärt die Gerüchte über Bolſchewiſtenangriffe in
Indien für unbegründet.

Kabinettskriſe auch in Norwegen.
Kopenhagen, 16. Juni. Wie die Blätter aus Chri-

ſtianig melden, hat das Storthing geſtern das Wegebau-
geſez des Miniſterium Knudſen mit 74 Stimmen gegen
51 Stimmen abgelehnt. Infolgedeſſen werde Miniſter-
präſident Knudſen heute mit der ganzen r zu
rücktreten, und man glaubt, daß der r den Storthing-
Präſidenten Halvorſen erſuchen werde, die neue Regie-
rung zu bilden.

Bewaffnete Handelsſchiffe. Die Frage der bewaff-
neten er ffe, die während des Krieges eine ſo
roße Rolle geſpiclt hat, wurde auf der dieſer Tage inPoritsmouth abgehaltenen Jnternationalen Völker-

r behandelt. gm Namen der 17600 im
Kr umgekommenen engliſchen Seeleute und mit
Unterſtützung des Präſidenten der engliſchen See-
leute-Organiſation, die 250 000 Mitglieder zage hatte
Sir Graham Bover den Antrag hre für das Verbot
der Bewaffnung von Handelsſchiffen einzutreten. Der
Antrag eng nicht durch, ſondern man blieb auf den
während des Krieges von England vertretenen Stand-
punkt, daß die Bewaffnung zu Verteidigungs-
zwecken erlaubt ſein ſolle.

Verurteilungen in der Pfalz. Das Kriegsgericht
der franzöſiſchen Rhrinarmee verurteilte einen Büro-
gehilfen wegen Beleidigung der franzöſiſchen Nation zu
acht Tagen Gefängnis, zwei Perſonen wegen Bretter-
diebſtahls zr acht Tagen und einem Monak Gefängnis,
einen Studenten und eine Studentin von 19 Jahren,
die als Verſammlungsleiter keinen Einſpruch gegen
Aeußerungen über franzöſiſche Beſatzungstruvpen er
oben z en, zu je 3000 Mark Geldſtrafe, die Rednerin
ieſer Verſammlung zu einem Jahr Gefängnis und

10 000 Mark Geldſtrafe.
nur Beendigung des oberſchleſiſchen Juſtizbeamten

ſtreiks. Die oberſchleſiſchen Juſtizbeamten haben all
emein die Arbeit wieder aufgenommen. Die Verhand-
ungen zwiſchen der Jnteralliierten Kommiſſion undder Fuſt zbeamtenſchaft über die bekannten Forderungen

der Juſtizbegmten werden unverändert fortgeführt.
Die unmittelbaren Beſprechungen zwiſchen Geheimrat
ruſen aus Berlin und Generals Le Rond über

die Organiſation der Rechtspflege in Oberſchleſien ſollen
n nächſter Zeit wieder gqufgenommen werden. Es ver
utet ferner, daß das Appellationsgericht als Oberſte

n für Oberſchleſien ſich nur mit Strafprozeſſen
eſchäftigen wird, daß dagegen bei den Zivilprozeſſen die

bisherigen Inſtanzen zuſtändig bleiben ſollen.

Agrariſcher 6chwindelkrieq.

Die Deutſche Tageszeitung“ ſucht den Nachweis fürdie Regierungs Chigteit rn Freunde
dadurch zu erbringen, daß ſie neuerdings einen maß-
loſen i rtikel ehe enoſſen Otto Braun, den
preußiſchen Miniſterpräſidenten und Landwirtſchafts
minſſter, loslätßt. Anlaß: Aus dem Landwirtſchafts
miniſterium war mitgeteilt worden, daß die Beeren

d u kcrm er W 7 n rnr von r verteuerwer ſollen. Die Mut des M nif
ſteriums war

otwie ndi vrden, weil net waltige ausen it die die Pilzbis zu 20 Mk. erböht FJegt allen

die vetreffenden Oberförſter die zu unrecht erhobenen
Beiträge zurückerſtelten. Daher der Wutanfall des
deutſchnationalen Blattes, das die Gelegenheit benutzt,
um die geſamte Tätigkeit Brauns mit durch keine Sach-
lichkeit getrübten Angrifſen in den Kot zu ziehen. Be
weis genug, wie überaus unbequem dieſe Tätigkeit, die

roßzügige Agrarreform des Genoſſen Braun, den
intermännern der „Deutſchen Tageszeitung“ iſt!

Am übrigen bietet der Artikel der „Tageszeitung“
das rn an Verdrehungskünſten. Wie-derum wird die Lüge aufgetiſcht, daß unter der Aera
Braun für die innere Koloniſation, für die Errichtung
von Kleinbauernſtellen nichts geſchehen ſei. Wer aber
hat in Wahrheit bisher die Durchführung des Reichs-
ſindlungsgeſetzes in Preußen ſabotiert? Doch nur die
Deutſch-Nationalen, die es im Verein mit den übrigen
bürgerlichen Parteien verſtanden haben, die
Bildung der im Geſetze vorgeſehenen Landlieferungs-
verbände zu verhindern. Weiter: daß die Staatsdomänen
nicht zu Siedlungszwecken aufgeteilt werden, daran
ſoll e r Genoſſe Braun ſchuld ſein. Dabei ver-
ſchweigt das edle Agrarierblatt, daß die Domänen n
unter der Regierung ſeiner Parteifreunde auf langjährige
Verträge verpachtet worden ſind. Wehe, wenn der ſozia-
liſtiſche Landwirtſchaftsminiſter es wagen ſollte, einen
der geſinnungstüchtigen Domänenpächter, von denen
mancher in den Kapp-Tagen voll Freude die ſchwarz-
weißrote Fahne gehißt hatte, vorzeitig an die u zuſatzen! Und wie viele Domänen ſind unter der Aera
I und Schorlemer von bankrotten Junkern
ür teures Geld dem Staate aufgehängt worden, Do

mänen, die J heruntergewirtſchaftet ſind, daß man ſie
den Kleinſiedlern gar nicht anbieten kann!

Den Gipfel der r erreicht die
endlich, indem ſie den Genoſſen Braun für den

dolzwücher verantwortlich macht. Dagegen hat die ſtaat-
iche Forſtverwaltung auf direkte Anordnung Brauns

tatkräftig daran gearbeitet, die Preiſe für Bau und
Brennholz zu ſenken. Die „Deutſche Tageszeitung“ ſoll
doch mal bei den ihr naheſtehenden Großgrundbeſitzern
Nachfrage halten, ob auch nur ein einziger dieſe Be
mühungen des ſozialiſtiſchen Landwirtſchaftsminiſters
unterſtützt hat! Dieſe Herren haben ſamt und ſonders
es trefflich verſtanden, die Konjunktur zugunſten des
eigenen Geldſackes auszunützen, und keinem fiel es ein,
an die Not der armen möbelloſen Brautpaare zu denken,
ür die das Junkerblatt Krokodilstränen vergießt. An
er maßloſen Steigerung der Holzvreiſe haben vor allem

die Freunde der „Deutſchen Tageszeitung“, die Beſitzer
von Privatwaldungen ſich geſund gemacht. Jhren Wald
haben ſie rückſichtslos in ſchweres Geld umgeſetzt und
niemals nach den Schäden gefragt, die der deutſchen
Volkswirtſchaft aus dieſem Holzwucher erwachſen müſſen.

Das alles weiß die „Deutſche Tageszeitung“ ſo gut
wie irgendeiner. Trotzdem aber bringt ſie in großer
Aufmachung ihre innerlich unwahre Darſtellung zu ſehr
durchſichtigen Zwecken. Deswegen ſollte ſo unſym-
pathiſch uns amtliche Berichtigungsfehden im allge
meinen auch ſind Genoſſe Braun gegenüber den lüg-
neriſchen Darſtellungen der „Deutſchen Tageszeitung“
einmal vom 8 11 des Preßgeſetzes Gebrauch machen, und
dem r zeigen, was es ſonſt zu bezweifeln
pflegt, daß wir „noch in einem Rechtsſtaate leben.

das Siedlungswerk im Ruhrrevier.

Berlin, 15. Juni. Mit dem heutigen Tage tritt
das Geſetz betreffend n h i fürden T ehren r Kraft. Dieſes Geſetzſchafft die organ Pedice rege für ein gewal-tiges Siedlungswerk, deſſen Ziel letzten Endes die
Steigerung der e euſzrr eines der wichtigſten Pro-
dukte der deutſchen Volkswirtſchaft iſt, nämlich der
Kohle. Das Geſetz bezweckt, die Anſiedlung von etwa
150 000 Bergleuten mit ihren Familien vorzubereiten
und dieſe Siedlungsaufgabe ſo durchzuführen, daß einer
der wichtigſten Arbeitsbezirke Deutſchlands zu einem
einheitlichen Wohnbezirk ausgeſtaltet wird.

Das Geſetz iſt in der Preußiſchen Geſetzesſammlung
1920 Nr. 24, Seite 286 veröffentlicht. die
Ausführnngsanweiſung erſchienen, die in der Beilage
u Nr. 6 der „Volkswohlfahrt“, des amtlichen Organs
es Preußiſchen Miniſteriums für Volkswohlfahrt

(Verlag Carl Heymann, Berxlin W s8), abgedruckt iſt.
Zum Kommiſſariſchen nöspräſidenten iſt der

Oberbürgermeiſter Mülhens aus Hamborn beſtellt. Für
die Stellen der ihm beizugebenden Beamten werden
demnächſt in einem Nachtragsetat bei der Preußiſchen
Landesverſammlung die nötigen Mittel angefordert.

Die Rotſoge der Pirmaſen'er Schuhinduſtrie.

Aus den Verhandlungen der Vertreter des Reichs
wirtſchafts miniſteriums mit den Vertretern der Pirma-
ſenſer Schuhinduſtrie ſind die Ausführungen des Staats
ſekretärs Hirſch intereſſant. Er erklärte, die Maß-
nahmen, die Pirmaſens getroffen habe, w. ber den
Rahmen des Platzes Pirmaſens hinaus, es müſſen die
Gründe, die zu der Stillegung einer ſolch großen An-
a Betriebe geführt hätten, unterſucht und der Zu-

and mit Hilfe aller Beteiligten beſeitigt werden.
ommerzienrat Kopp, Pirmaſens, führte aus, die

Pirmaſenſer Schuhinduſtrie habe ſich ſeit dem Waffen-
rer in einer heiklen Situation befunden, man hätte
ſfu zeitig Auslandsmaterialien kaufen müſſen, dann
ätte ſich das Schiebertum breitgemacht, das alles führte

zu der jetzigen Kriſe, bei der man es unbedingt mit
einem wirtſchaftlichen Zuſammenbruch zu tun habe.

Die Zahl der Arbeitsloſen in der Stadt Pirmaſens
iſt in ben letzten Tagen auf 6000 geſtiegen.

Potizen.
Millionenſtiftung für die Univerſität Straßburg. Dem aka-

demiſchen Senat der Univerſität Strabvntif durch den Vor-
ſahen Rektor die Kunde von einer Millionenſtiftung der
Millionäre Andreas und Eduard M'chelin zur Tuberkuloſe-Stif-
tung überbracht worden. Die Stiftung trägt ſchon jetzt Zinſen,
die zur Deckung der Koſten der Experimente ſowie eines dem Stu-
dium ver Tuberkuloſe an der Straßburger Univerſität gewidmeten
Laborgtoriums dienen ſoll.

Belgiſche Kanalprojekte. In der belgiſchen Kammer äußerte
Miniſterpräſident Delgeroix über den Plan des Rhein

aas-ScheldeKanals, daß mit dem Bau nach den Beſtimmungen
Jahren begonnen ſein müſſe. Bisdes Friedensvertrages binnen 7 k

der Li i Kohlenkanal Lütt tig, undh ſ. v r

in. Bei der z der Kanalprofekte und Henttrat die belgiſche für h h den
Crefeſder Kanalplan, ein, eine direkte, von Antwerpen aus
gehende Verbindung Schelde- Maas Rhein mit Mündung bei
Ruhrort vorſieht.

Ne Relchsſchullonferen.
(Fortſetzung.)

Die erſten drei Tage der Reichsſchulkonferenz haben einer
wohl alle Seiten überraſchenden entſcheidenden Sieg der Linker
ebracht nicht durch Majoritätsbe I ſondern allein durch
ie innere Sicherheit und Begründetheit ihrer Poſition, durch die

Macht des Geiſtes. Trogt aller paritätiſchen Zuſammenſetzung der
Konferenz iſt die Reaktion nun von vornherein in die Defenſive

drängt. Seit Männer wie Goldbeck und Harnack geſprochen, die
wohl glaubte zu den ihrigen zählen zu dürfen, ſeit vor allem

atorp ge'ſprochen, iſt die Poſition Regktion rettungslos ver-
loren, und man gewinnt jetzt ſchon den Eindruck, als fühle ſie ſich
elbſt nur noch als die Verteidigerin einer verſunkenen und ver-
nkenden Kultur. Die erſte Kraftprobe zwiſchen dem alten und

dem neuen Bildungsideal, die dieſe Reichsſchulkonferenz in ihrem
tiefſten Grunde darſtellt, iſt gleich zu Beginn zugunſten des neuen
Jdeals entſchieden: das darf man ſchon heute als das Ergebnis
der Reichsſchulkonferenz bezeichnen

bewegte ſich die Debatte um die Werkſchule. Von
den fechtern der Werkſchule wurde angeführt, daß die Arbeit
in der Entwicklung der Menſchheit von der Einzelarbeit zur Ge
meinſchaftserbeit fortgeſchritten ſei; das bedeute eine andere Ein-
ſtellung des Einzelnen zur Arbeit. Der Ardeitsunterricht müſſedieſe S ver Gemeinſchaftsarbeit m zu verwerten ſuchen.

Die Arbeit diene dem Bedürfnis der Ehe wir nicht
eine vollkommene Einſtellung guf die Bedürfniswirt'chaft haben
könne die Auswettung dieſes kens nur vorbereitet werden
aber ſchon jetzt müſſe das rig der Gemeinſchaftsnotwendigkeit
in den Unterricht hineingebr n 447 indergarten an
müſſe das Prinzip der gemeinſchaftli lichkeit der Arbeit
in den Vordergrund geſtellt werden. Den Schülern der höheren
Schulen müſſe größere Hochachtung vor dem Handarbeiter beige-
bracht werden, die Handarbeit in ihrem inneren Werte erlebt
werden, zumal bei der Ueberfüllung der akademiſchen Berufe.

An dieſer Ausſprache beteiligten ſich Prof. Frey Leipzig
Prof. Oſt wal d und Prof. Natorpe Marburg.

rage derZur Frage eng
nimmt als erſter Referent

Direktor Louis Berlin das Wort. Er vertritt entſprechen
der vom Philologenverband geforderten Klaſſenſchichtung der Bil
dung überhaupt auch die Zweiteilung des Lehrerſtandes.j Prof.
Matheſins- Weimar fordert das Univerſitätsſtudium für alle
Lehrer. Oberlehrerin Pfennings- Berlin begründet die be-
ſonderen Forderungen der akademiſch gebildeten Lehrerinnen

Die bekannten Fordervngen des Deutſchen Lehervereins nack
Nniverſitötsbildung aller Lehrer begründet als vierter Referent
Rektor Pretzel Berlin.

Jhm folgt zum Schluß Prof. Spranger-Leipzig, der die
Notwendigkeit beſonderer pädagogiſcher Hochſchylen für die Volks
elvhrer aus theoretiſchen und praktiſchen Schwierigkeiten ab
eitet.

Es beginnt die Diskuſſion der ſich 40 Diskuſſionsredner
meldeten. Aus der Debatte ſei folgendes hervorgehoben.

Schulinſpektor Nydahl-Neufölln: Der Kampf um die
Schule iſt ein Kampf der Weltanſchauungen. Eine innere Ein-
heitlichkeit der Schule iſt nicht möglich ohne einen einheitlichen
Lehrerſtand Die Bildungsnotwendigkeit der großen Maſſe un-
eres Volkes fordert die vollwertige Ausbildung aller Lehrer.
Ing. Len z ſtechn. Schulweſen) ſpricht gegen die Forderung der
Univerſitätsbildung aller Lehrer aus wirtſchaftlichen Gründen.
Oberſehrer Hoffmann-Ludwigshafen ſkathol. Lehrerverband)
Die Lehrerbiſdung muß nach den Grundſätzen der betr. Religions-
gemeinſchaft erfolgen. Lehrer Quer (Junglehrerverband):
Es iſt verſtändlich, wenn das Standesintereſſe der Oberlehrer den
Volksſchullehrern die Tore der Univerſität verſchließt, aber Stan
desintereſſer dürfen nicht über Sachintereſſen gehen. Bonn
ger: Wichtiger als Lehrerbildung iſt die Herausfindung der ge
horenen Erzieher. Ebenſo wichtig iſt die kollegiale Schulleitung.
Die Schulpäpfte haben ſich immer gern gegen die wahren Erzieher
gewandt. Prof Stern-Hamburg: Der Studierende muß
wenn er Lehrer werden will. frühzeitig mit der Jugend, der
Jnoendfürſorge. der Jugendhewegung Berührung haben. Unter
ſtagtsſekretär Schulz gibt bekannt, daß ſich ein Ausſchuß für
Schulhragiene gebildet hat. Der gevlante Ausſchuß für Mädchen-
bildung bat erflärt. nicht zufammentreten zu wollen.

Direktor Altdorf Wittenberg als Vertreter der akademiſch
gehildeten Lehrer hat nichts grgen die gemeinſame Grundſchule
hält aber feſt on der neunſtufigen höheren Schule. Eine weſent-
lich beſſere Ausbiſdung der Oberlehrer als bisher iſt unmöglich.
(Hört. hört!) Lehrer Roß Hambyurg: Mit Schärfe wende ich
mich gegen die vlatoniſch Liebeserklärnng für die Einßeitlich-
keit bei gleſchzeitiger recht frübzeitiger Differenziernng. Wir leh-
nen die vädagogiſche Akademie ab, da ſie eine Neuauflage der
hisherigen Lebrerſeminare werden würde. Für uns ſind alle
Schulen Ver'uchsſchulen

Lydig Stöcker- Berlin Nur wenn wir eine einheitliche
Schule haben mit Mannigfaltigkeit in der Einheft. können wir
den einen Lehrerſtand bekommen. Di- geſonderte Mädchen und
Lehrerinnenqusbildyng bekömpfe ich. Jch verſpreche mir viel von
der Tätigkeit der verheirateten Frau in der Knabenſchule, auch bei
den Heranwachſenden.

Landesſchulinſneftor Ortmwann- Wien berichtet Ner die
öſterreichiſchen Verhältniſſe Regierungsdirektor Reinbü b l:
Die wirfſiche Löſung der Frage der Lehrerbiſdung iſt nur mög-
lich durch Studium an der Hochſchule. Je beſſer die wiſſenſchaft
liche Anshbiſdung. um ſo beſſer der Unterricht auf allen Stufen,
auch der eſementarſten. Die vädagogiſche Hochſchule iſt nur eine
ſchlechtere Auflage des Lehrerſeminars. Es fehlt die Berührung
mit den anderen Fakultäten. Die Answirkung iſt ungebeuer, wen
wir daran denken. daß dann eine Fülle von Kulturkräften durchs
ganze Land ſtrömen werden. (Starker Beifall links.) Frl.
Dr. v. Vetzold: Meine Bewunderung der deutſchen Geiſtigkeft
hört auf. wenn ſie mit Weltfremdheit gepaart iſt. Aber das friſche
junge Blut. das die Lehrerſchaft an die Aniverſität bringen wird,
wird die Weltfremdheit beſeitigen. (Beifoll links.) Prof.
Manshbach- Münſfer: Wir wollen eine ſoziale Gleichwertigkeit
des Polfsſchullehrerſtandes. Für das weibliche Geſchlecht ſollte
die Möglichkeit beſonderer Anſtalten beſtehen. Frl. Winkel-
mann-Berlin: Das große Uebel unſerer Volkserziehung iſt das,
deoß eine Grenze zwiſchen Schule und Lehen gemacht wird. W
ßrouchen in der Erziehnna den Zuſammenhang mit der produktiven
Arbeit. Avch die Lehrerhildung darf nicht ſänger fernaß von For
derungen des Leßens und der Ingend erfolgen. Die r
wut on früh in den Zuſammenhang mit der wirklichen Arbeit
gebroht werden. (Leßhafter Voffaſſ links.)

Prof. Rein- TJeng: Die Vorlefungen können nichts weiter
geben als Anregureen. Man kann an in kleinem
Krei'e, wicht in der Maſſe erztehen.

Dr. Wyneken: Die Zulaſſung der Lehrer zu den Univerſi
täten kowmt mit Naturnotwendigkeit. J begrü
weil das Studentenmaterigl auf der U
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m Grabe g wird. [Stürmiſche Zuſtimmung links und befer Wderſpr rechts. e häu eäe Wedekes
ſeln können. Die vorgeſchlagenen pädagogiſchen Akademien ſind
mir ſchon deshalb verdächtig. weil die Theologen ſo warm dafür
eintreten. (Große Heiterkeit und lebhafter Beifall.) Geheim-
rat Cauer bedauert, daß Prof. Harnack ſich zu den Freunden
der neuen Schule geſchlagen habe. 5Kultusminiſter h Jch bin in 16jährigerErfahrung zu der Ue ng gekommen, daß die getrennte
Lehrerbildung ſich nicht bewährt hat. Jn der Verfaſſung iſt die
Einheitlichkeit des Lehrerſtandes durch einſtimmigen Beſchluß der
Nationalverſammlung feſtgelegt und keine Auslegungskünſte dür-
r den klaren Sinn dieſer Verfaſſungsbeſtimmung verdunkeln.

1s letzter der inzwiſchen auf 42 vermehrten Redner ſpricht der
NReſtor der Berliner Gymnaſtaldirektoren Dr. Lück für die Er-
zaltung des Gymnaſiums und die getrennte Ausbildung der Leh-
rer und Oberlehrer. Und während er ſpricht, fliegen guf die
Tiſche der Abgeordneten Einladungszeitel: „Guſtav Wyneken
richt am Dienstag Er will abrechnen mit der Jugendferne
der AuchSchulreformer.“ Die zwei Welten, die auf dieſer Kon-
ſerenz miteinander ringen: die ſinkende und die werdende, der
die Zukunft gehört.

Wittſchaftlihes
Gegen den Abhrnuch von Ziegel-Betrieben.

Jn letzter Zeit mehren ſich auffällig Anzeigen über Abbrüche
eiſtungsföhiger Ziegeleibetriebe. die lediglich aus ſpekulativen
Hründen erfolgten. Das Reichswirtſchaftsminiſterium hat ſich
daher, wie die „P. P R.“ erfahren. an die Regierungen der Län
)er gewandt, mit dem dringenden Erfuchen, den un wirtſchaftlichen
Abbruch von Ziegeleien im Jntereſſe der Allgemeinheit und der in
hrer Exiſtenz bedrohten Arbeiterſchaft mit allen geſetzlichen Mit-

zeln zu verhindern, Geſetzliche Handhaben ſinden ſich in der Ver-
ordnung über die wirtſchaftliche Demobilmachung vom 7. Novem-
ber 1918 und in der Verordnung zur Behebung der dringendſten
Wohnungsnot vom 9. Dezember 19109.

Gleichzeitig hat das Reichswirtſchaftsminiſterium zur Verhin
derung der unwirtſchaftlichen Aus'chlachtung von Betrieben an-
geordnet, daß die Ausfuhr gebrauchter Maſchinen in Zukunft be
ſchränkt werden ſoll. Dieſe wird nur dann genehmigt, wenn im
Benehmen mit den zuſtändigen örtlichen Behörden, insbeſondere
den Gewerbeaufſichtsbeamten feſtgeſtellt iſt, daß damit weſentliche
wirtſchaftliche Jntereſſen des Jnlandes nicht beeinträchtigt werden.

Rennen umd Pferdezucht.
Uns wird aus Pferde'portkreiſen geſchrieben:

Die Pferderennen ſind ſo alt wie die menſchliche Kultur.
Ihr Weg geht durch alle Zeiten und über alle Völker, die
als Träger des Fortſchrittes über die Weltbühne gewandert
find und noch wandern. Jn England, dem Mutterlande
des Vollblüters, Frankreich, Leſterrei-Ungarn, Belgien, Jta-
lien, Spanien, Nord-Amerika, Argentinien und anderwärts
ſteht der Rennſvort in höchſter Blüte und findet weitgehendes
Verſtändnis in der Bevölkerung und den Parlamenten. Ein

gegen die Rennen, der vor einigen Jahren in den Bereinigken
Staaten einſetzte, hat das Ergeonis gezeitigt, daß die Renn
plätze zwar zeitweilig verödeten, aber zugleich die größten
Geſtüte der Welt zur Auflöſung gebracht. Tauſende von
Exiſtenzen vernichtet wurden und dadurch in kurzer Zeit
die Erkenntnis der Endziele und der Bedeutung der Rennen
in züchteriſcher und wirtſchaftlicher Hinſicht überzeugender
hervorgetreten iſt. Nach fünfjähriger Panſe war die Kriſis
überwunden und heute ſteht der Pferderennſport in Nord
amerika unangefochten wieder in voller Gunſt und hoch wie
vordem.

Jn keinem ziviliſterten Staate der Welt ſind die Pferde-
rennen im Laufe der Jahre ſo vielen Anfeindungen und Er-
ſchwerungen, auch von amtlicher Seite, begegnet wie gerade
in Deutſchland. Trotzdem hat ſich der geſunde Gedanke ſieg-
aft durchgerungen. Die Rennen haben auch hier eine un-

geahnte Ausdehnung gewonnen und ſich nach und nach eine
gewaltige Gemeinde begeiſterter Freunde aus allen Volks-
ſchichten geſichert. Man wollte in dem Rennſport anfangs

und nichtunterrichtete, verſtändnisloſe Leute urteilen noch
heute ſo nur ein Schauſpiel, eine Wettgelegenheit oder
eine noble Paſſion der oberen Zehntauſend ſehen. Ganz mit
Unrecht! Die Rennen ſind kein Reſervat für eine Handvoll
Ariſtokratie, ſondern wie die ungeheure Befuchsziffern be
weiſen, im wahrſten Sinne des Wortes volkstümlich und
zum Volksſport geworden. Sie ſind auch nicht mehr Selbſt-

wie zu Römerzeiten, ſondern ſtehen als unentbehr-
liche Leiſtungsprüfung im Dienſte der Landespferdezucht.

Auch der oberflächliche Kenner der Verhältniſſe weiß
heute oder kann es in der ganzen Welt beſtätigt finden, d a ß
es kein gutes Gebrauchspferd ohne rationelle
Zucht, keine Landespferdezucht ohne Voll-blutzucht und keine Vollblutzucht ohne Ren-
nen gibt

Die erſte Aufgabe der Rennen beſteht darin, durch fort-
geſetzte, langſam ſteigende Prüfungen diefenigen Pferde her-

auszufinden, die ſich nach Leiſtung, Konſtitution und Tempe-
rament zur Weiterzucht eignen. Darüber hinaus ſoll im
Nachkommen auch die Vererbungsfähigkeit und Eignung der
ſchon der Zucht zugeführten Elterntieren ſtändig nachgeprüft
werden.

Die rationelle Pferdezucht will und muß gerade die ge-
ſchätzten und beſten Eigenſchaften vererben und zu dieſem
Zwecke ſie erſt erkennen und weiter entwickeln. Das iſt nur
im Wettkampfe durch ein klug aufgebautes Syſtem der Rennen,
deren Ergebniſſe ſtändig regiſtriert werden und verglichen
werden können, möglich. Eine andere, ſyſtematiſche Prüfung
gibt es nicht. Gewiß kommt es für den Pferdenutzer im all-
gemeinen nicht in Betracht, daß ſein Pferd den Kilometer in
etwa einer Minute gehen kann. Was aber für den Ge-
brauchszweck durchaus wichtig erſcheint, iſt die andere
ob das Gebrauchspferd die Muskelkraft und Härte,
Herz und Lungen und Eigenſchaften ererbt hat,
Eltern zu ſolchen Höchſtleiſtungen befähigten:

Vor dem Kriege konnten wir noch einen Teil unſerer beſten

zweck

Frage,
ob es

die die

zorwiegend von pietiſtiſchen Rückſichten getragener Vorſtoß
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Erst-AHufführung!

Ein Abenteuer in 5 Akten.
In den Hauptrollen;

Lustspiel in 3 Akten.

Ab Freitag, den 18. Juni!

Das Grauen
Ewegrich en n. Fritz Schulz, en

„frühlingsmanöver“,

x leiprigerstr, 88
a Fernruf 1224.

Dauerhafte
Dortemonnajes

in prima Leder
u. jeder Ausführung

H. Krasemann

nur WSchmeerstr. 19.
e A4b morgen:

h

Heute letzter Jſag: Falscher Start!

Einlaß 3, Uhr.
Beginn 4 Uhr.

bis 5 Uhr nachmittags

2. Platz 1 Mk.
Parterre Loge 3 Mk.

1. Platz 2 Mk.

Wochentags auf allen Plätzen

Kleine Preise bei vollem Programm

Rang- und vBalkon Loge 4 Alk. e

Vernickelung, S &aloms,
Emaillieren v. Fahrrädern

uſw. pp. billig.

Gebr. Plato, u drama in 4 Akten.
Gr. Brauhausſtraße 29. Hauptdarsteller:

Carla Ferra.

beſte Marken (ſchimmel-

v S Sensationeſles Kunstler-

Pferde im Auslande erwerben.

bie gterbende

Albert Steinrück,

Vorfuhrung: 4.40 6.50 .10S Jabak an eilenan
in dem köstlichen Lustspiel

Der
entſtandene allgemeine Pferdemangel in faſt allen Ländern
und un
unabſehbare Zeiten ſelbſt zu ziehen, was wir an
pferden nötig haben und die beſtehenden Zuchten durch eigenes
Material aufzufriſchen und weiter zu entwickeln. Zur Ver
edelung der Landezpferdezucht gilt das Vollblut in der ganzen
Welt als nie verſiechenden Jungbrunnen. Wir brauchen alſo
Vollblut, d. h. ein Pferd, daß ſich wie kein anderes durch
Lebenskraft, Widerſtandsfähigkeit, Härte, Ausdauer und Treue
auszeichnet. Zur Prüfung des Vollblutes und des edlen
Halbblutes ſind die Rennen unerläßlich. Was eine ver-
nünftige Leiſtungsprüfung durch Rennen vermag, hat der
ungeheure Aufſchwung der franzöſiſchen Pferdezucht in den
letzten Jahren und die von ausprobiertem Vollblut durch
ſetzte, oſtpreußiſche Zucht ſchlagend erwieſen.

Der Rennſport hat indes auch noch eine weittragendere
wirtſchaftlicke Bedeutung. Mit den Gewinnaus ſichten im Renn-
betrieb ſteigen die Preiſe der Vollblüter. Der Züchter würde
nicht in der Lage ſein, ſeine Koſten auch nur einigermaßen
zu decken, ohne die Möglichkeit der Ausnützung des Pro-
duktes auf der Rennbahn oder des Verkaufs an die Renn-
ſtälle. Jm übrigen erſcheint es noch wenig bekannt, daß
Zucht und Rennen Tauſenden von Menſchen unmittelbar
und Zehntaufenden mittelbar Beſchäftigung und Brot geben.

Wenn, wie auf dem beſchränkten Raume nur andeu'ungs-
weiſe bewieſen werden konnte, die Rennen zur Förderung
der Landespferdezucht nötig ſind, ſo kann man es doch vom
ideglen Standpunkte bedauern, daß ſie unter den heutigen
Verhältniſſen ihre Aufgaben nicht ohne Wettbetrieb erfüllen
lönnen. Die Wetten liefern letzten Endes nur die Mittel
zur Erhaltung der Rennen und zur Stärkung der Zucht
und ſind zu dieſem Zwecke behördlich zugelaſſen. Die Ueber-
ſchüſſe kommen nach Abzug der Steuern allein der Zucht
zugute. Das Verbot und der zeitweilige Ausfall der Renn-
wetter in Deutſchland bewirkte den Verfall des Rennbetriebes,
ſo daß der Totaliſator bald wieder eingeführt werden mußte.
Der öffentliche Totaliſator ſtellt jedenfalls die reellſte und
unſchädlichſte Wettgelegenheit dar. Er lenkt die einmal nicht
auszurottende Wettluſt in geordnete Bahnen, verhindert die
Uebervorteilung der Wettenden und dient zu guterletzt nütz
lichen Zwecken, nämlich der Landespferdezucht.

Veeſammlungs Kalender

s mDelitz la Am Sonnabend, den 19. Juni abends 8.70, findet unſere
J- Mitgliederverſammlung im Parterlokal Deutſches Haus

ſtatt. Rege Beteiligung der Mitglieder wird erwartet.
Der Vorſtand.

Berantwortlich ſür den redaktionellen Teil: Paul Täumel; für den Anzeigen
teil: Wilhelm Herz g. beide in Haſſe. Druck und Verlag der Volksſtimme

G. b. m H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 27.

durch die Krlegsopfer

wirtſchaftliche Lage zwingt uns heute und für

üMwz—W—- ee2n reS S abends 8 Uhr:

s e hautoſſe i. 3 v. H. TrMePromenadella war
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Frin Thurms *ilvare.

ſtadt Iheatet
Freitao, den 18. Juni 20
Ankge. 7 Ende 11 Ubr;

Hans tieiling.
Sonnabend

Das grosse

Monumentalspielfilm in
1 Vorspiel und 6 Akten

mit Der Zigeunverbaron.
Emil Jannings,

Curt Vespermann.
Vorführung: 4.20 6.30 8.50.

I Was zu viel jst,
ist zu Viel

ThaligThealet

Gaſtſpiel des
Stadttheater Perſonals
Sonntag den 20. Juni 1920

abends 7/ Ühr
Die ſpaniſche Fliegt

frei erhält zu den billig-en Tagespreiſen eder in 3 Akten W e8 Ranucher in o Lustspiel in l Akt.Weissenfels a. S., T y Aen 7 3 9Gr. Burgſtr. 13--15. o ql Vortuhrung: 4.00, 6.10, 820. Die neueren Wochenbenichte.

e Beginn 4 Uhr Beginn 4 UhrS 4 1687 J werden SieVernickeln, Wochentags dis 5 Uhr klelne Preſse bdel vollem r r
Ernenern r Referenten Führern. Platz R--, l. Platz 2. Nang B. Loge 4.--von Metallgegenſtänden v Aus dem InhaltViel Geld braucht man zum Reiſen eia ehe enienzteuer. e

Haassengier,Metallwarenfabrik. Bar en Die allgemeint Drum bringt mir Eure ſüßerſtr. 9. Telefon (196. PF r wie ah J Gegründet 1839. und e ich das Tagese i e c S 7 manW umpen, Pap er und Eiſen e weit Weumo, Gicht d
Reuraigie (N wachſenden Politikerstädtiſcher Kirſchenverkauf und Bart e en n eh Lumpen Kilo 40 Pfg. Schmiedeeiſen Kilo 20 Pfg. enberluuf. Fihauen agrantiert die wie Taniende Ratten n durch n dem Sas werivode

Papierabfälle 30 Pfg. Ofenguß 20 Pfg. Jn nachſtehenden Geſchäften ſindet 17. 6. 1920 laufend e Porn d er I Jeit DreBücher 40 Pfa Maſchinenguß 30 Pf Verkauf ad ſche iwen an Haar Balſa 12 J. I Krarkenſchweſer CTarolin Dur fertg g. V. R. Böhme, Marienſtraße, B m 12 J, W e, ReferentenFührer lieSackzeug 20 Pfg. Bie i. m. S Max Wiegand. Sgalftrae r t r Wiesbaden F. 63. die Bu handiung und ſämtWolle 6 Mk. Kupfer 4 n. Nichard Rauſch, Beuditzſtrafe, F. r q S b liche Au:träger derReutnchabfälle 1 Mk. Rotquß 3 Mk Richard Ehrhardt. Ho'vitalſtraße 4, c Mk. v Jur C uSss Volksſtimme1 Mk. 4 H. Stauch., Nekolgiſtraße, ur Mk. 15. durch der Prei 5.-i Meſſing Zink 1 M. Stauch, Naumvburgerraße, F. Reitz, Anzol um le von 5c J u aumduraerſtraße, Neuzgſenburg I. 319). ſi gon- Annahme hNur Tage Bl n n apbe, e vormittags 9 Uhr.
Gebündelte Zeitungen Kilo 1.00 Mk.

Wilhelmine Theuring,

Domplatz 9. Telephon 5659.

Schiegel, Schützenſt' aße.
Heiniche Rachf., Beuditzſtraße,
Carl Prüfe, Markt.
Otto Schröter, Nikolaifſtraße,
Konſum Verein, Saalftraße,

Schillerſtraße.

c heipzigerſtraKugelberg, be

Loricke, Nißdlaiſtrete.
Bierba im, Tagewerbenerſtraße.

Abgabepreis z. Zt. 1.90 rer Pfund.

Sethenſere 16. Juni 1920.ad Lebensmittelamt,

Sprechſtund en für das
Wohnungsamt Vormittags 9--1

Delitzfch den 13. Juni 1920.
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Poltel- Angelegenheiten
„Freier Sängerchor.“ Freitag abend Singeſtundem Vereinslokal Zum Schultheiß, Merſeburger Sir 10.

zangesbrüder, wir ſtehen vor größeren Veranſtaltungen
ind es iſt dringend notwendig, regelmäßig und
jünktlich zu erſcheinen und neue Mitglieder zu
verben. Der Vorſtand.Verein Arbeiterjugend. Freitag abend 7 Uhr treffen ſich die
jenoſſinnen und Genoſſen in unſerem Jugendheim, Kl. Berlin,
s findet eine außerordentliche Mitgliederverſammlung ſtatt, wo-

u. Pflicht iſt. daß jedes Mitglied pünktlich erſcheint. Auch die
ilteren Mitglieder werden gebeten, an dieſer wichtigen Verſamm-

jung teilzunehmen. Der Vorſtand.

Halle. 17. Juni 1920
Eine Funktionärſitung

er S. P. D., welche geſtern abend tagte, beſchäftigte ſich mit
er Stellungnahme zur Regierungsbildung. Gen. Dreſcher er-
iettete Bericht von der Parteiausſchußſitzung in Berlin. Ueber
ſie Haltung der Funktionäre zur gegenwärtigen politiſchen Lage
iterrichtet folgende, einſtimmig angenommene

Reſolution:
Die am 15. Juni tagende Funktionärſitzung des Sozial

demokratiſchen Vereins für Halle, billigt den Beſchluß der
Konferenz des Parteiausſchuſſes und der Reichstagsfraktion:

keine Koalition mit Einſchluß der Volks-
partei zu bilden.

Durch den Beſchluß der unabhängigen Partei, nur in
eine reinſozialiſtiſche Regierung einzutreten, wo ſie, obgleich
in Minderheit, die größere Hälfte der Regierungsſitze bean
ſpruchen, iſt die Bildung einer arbeitsfähigen Koalition mit
Zentrum und Demokraten nicht gegeben. Die Funktionäre
ſind deshalb damit einverſtanden, daß unſere Genoſſen aus der

Regierung ausſcheiden. Die Verantwortung dafür,
daß die junge Republik und die Errungenſchaft der Revolu
tion, den bürgerlichen Parteien ausgeliefert werden, trifft
einzig und allein die unabhängige Partei.

Die Funktionäre verpflichten ſich mit aller Kraft für die
Ausbreitung der ſozialdemokratiſchen Jdeen zu werben. Die
Mittel hierzu ſind: die Stärkung des ſozialdemokratiſchen
Vereins und die Verbreitung der Volksſtimme.
Zu den Beſtrebungen der rechtsſtehenden Kreiſe, die Erfüllung

zesfenigen Teiles des Verſailler Friedensvertrags, der die Her-
abſetzung der Reichswehr auf 100 000 Mann fordert, hinauszuſchie-
ben oder gar zu verhindern, faßten die Funktionäre nachfolgende

Entſchließung:
Die Fuktionäre wenden ſich mit Entſchiedenheit gegen

das Streben reaktionärer Kreiſe, die Reichswehr in einer
Stärke von 200 000 Mann zu erhalten. Sie ſind vielmehr
der Anſicht, daß es notwendig iſt, eine verfaſſungs-
treue, zuverläſſige Sicherheitswehr auf eine ge
nügend hohe Zahl zu bringen. Die Funktionäre ſind ferner
der Anſicht, daß eine Sicherheitswehr von 100 000 Mann einer
Reichswehr von gleicher Stärke vorzuziehen iſt.

Der neue ſtatiſtiſche Monatsbericht
er Stadt Halle bringt wieder eine Fülle wertvollſten ſtatiſtiſchen
RNaterials. Die Einwohnerzahl iſt danach mit Ende
Februar 1920 auf 190 952 Perſonen fortgeſtiegen. Die Geburten
und Sterbefälle zeigen leider immer noch kein Verhältnis, das zu
großen Hoffnungen für den natürlichen Aufbau der Bevölkerung
berechtigt; denn 434 Sterbefällen ſtehen im Februar 427 Lebend-
jeborene gegenüber. Zuzug und Fortzug gewähren jetzt auch nicht
nehr einen merklichen Ausgleich des natürlichen Stillſtandes der
Einwohnerzahl. Während in manchem Monat des Jahres 1919
ein Wanderungsgewinn bis 3009 Köpfe feſtzuſtellen war, iſt er
etzt auf weniger als 300 im Monat geſunken. Auch die Ehe
hließungen eröffnen wenig Ausſicht auf eine zunehmende Be-

Beilage zur Volksſtimme.
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völkerung. Ueber die Sozial und die Wirtſchaftsſtatiſtik des
Berichtes wird noch ſpäter zu berichten ſein; ebenſo über die Er
Se ſe der Beilage zu dem Monatsbericht über „die Selbſtmorde
n Halle 1910--1919“.

Eine Umfrage über die Lage der Privatdozenten an
unſerer Univerſität.

Die Vereinigung der Privatdozenten an der
Univerſität Halle hat zu Beginn des Jahres eine Er
hebung über die wirtſchaftliche Lage ihrer Mitglieder angeſtellt,
die folgende bemerkenswerten Ergebniſſe ans Tageslicht brachte:

Von der 64 Privatdozenten der Univerſität waren 32 Medi-
et der Reſt ge örte zur theologiſchen, rechts- und ſtaatswiſſen
chaftlichen und philoſophiſchen Fakultät. 48 Antworten auf die
mfrage liegen vor, davon 22 von Medizinern. Da dieſe zumeiſt

ärztliche Praxis ausüben und aus dieſer ein Einkommen beziehen,
werden im folgenden Mediziner und Nichtmediziner unterſchieden.
Von jenen ſind einige Privatdozenten geblieben, obwohl ſie das
Schwergewicht ihrer Tätigkeit vom Lehren und Forſchen auf die

raxis übertragen haben. Dadurch ergibt ſich auch ein weſent
licher Altersunterſchied der beiden Gruppen. Die Mediziner haben
ein Durchſchnittsalter von 41,8 Jahren (der ne iſt 32, der
älteſte 69), die Nichtmediziner von 36,8 Jahren (31--49). Die
Mediziner waren m Durchſchnitt ſeit 8,2 Jahren Privatdozenten,
die Nichtmediziner ſeit 7,7 Jahren.

Als Berufseinkommen kommt für Privatdozenten, die nicht
als Beamte, ſondern als Angehörige eines freien Berufes gelten,
in der Regel nur das von den Studenten bezahlte Feier in
Betracht. Dieſes iſt natürlich nach der Art des Faches ſehr ver
ſchieden; Vertreter der aſiatiſchen Sprachen z. B. haben naturgemäß
nur wenig Hörer, andere Fächer wie z. B. die Nationalökonomie,
haben je nach der „Konjunktur“ mehr oder minder ſtarken Zu
lauf. Ein Teil der Studenten iſt aber gus allerhand Gründen von
der Kolleggeldzahlung befreit. Die Einnahmen ſchwanken alſo,
vor allem auch, da die Privatdozenten doch immer nur die Vor
leſungen und Uebungen abhalten, die nicht von Profeſſoren ab-
ehalten werden. Zur Zeit der Erhebung entfiel auf einen
rivatdozenten (Nichtmediziner) eine Jahreseinnahme von 1071

Mark. Läßt man aber bei der Sichtung einen Fall aus, in dem
ein Pripatdozent 5000 Mark vereinnahmte (die nächſthöchſte Ein-
nahme betrug 3327 Mk., die geringſte 50 Mk.), ſo ergibt ſich ein
Durchſchnitt von 825,50 Mk.! Zwei von den Befragten hatten
noch eine Jahresremuneration von 1200 und 1500 Mark für die
Uebernahme beſtimmter Lehrverpflichtungen (Lehrauftrag), 6
hatten Stivendien von 240—-1500 Mark, 4 waren nebenbei be
zahlte Aſſiſtenten, einer verſah eine bezahlte Stelle außerhalb der
Univerſität. Unter ſolchen Umſtänden ſollte man erwarten, daß
nur wohlhabende Leute den Gelehrtenberuf ergreifen.

Aber von 17 Nichtmedizinern, deren Angaben hier verwertet
werden konnten, beſaßen nur vier aus anderen Quellen als ihrer
Berufsarbeit an der Univerſität ein Einkommen von mehr als
10 000 Mark! Die Mediziner ſind, wie geſagt, in der Lage, ſich
durch Ausübung ärztlicher Praxis ein Einkommen zu verſchaffen.
Daß auch ſie nicht auf Roſen gebettet ſind, beweiſt aber die Tat-

ſache, daß von 22 acht ein Einkommen von unter 10 000 Mark
aufwieſen (von den meiſt auch geringfügigen Einkünften aus
der Dozentur abgeſehen).

Jnzwiſchen ſind den Beziehern der LehrauftragsRemune-
rationen Teuerungszulagen zugebilligt worden. und im Winter
ſind in Preußen die Kolleggelder um erhöht worden. Das
dürfte aber nur die ſeither eingetretene Teuerung wettmachen.

Ueber die wirtſchaftliche Lage der Privatdozenten, als des
akademiſchen Nachwuchſes unſerer Univerſitäten wird nach dieſen
Angaben kein Zweifel möglich ſein. Wie ſchon der Umſtand be
weiſt, daß von 21 Nichtmedizinern 9 ledig. von 17 verheirateten
6 kinderlos ſind, lebt heute der größte Teil der jüngeren Ge-
lehrten im Elend. Das bißchen Vermögen iſt durch die 10proz.
Kapitalsertragſteuer ſchwer mitgenommen, die Umſatzſteuer, der
die Angehörigen der freien Beruyfe unterliegen, tut ein übriges.
Beförderungsanſpruch, Witwen-, Waiſenverſorgung, Kranken- oder
Jnvalidenverſorgung beſteht nicht, ja es wird bei der endlich er-
reichten Ernennung zum Profeſſor nicht einmal Erſatz für Ueber-
iedlungskoſten gewährt. Das einzige Entgelt für eine faſt 40jähr.

usbildungs- und etwa 10 jährige Lehrtötigkeit iſt die Anwart-
ſchaft auf die keineswegs glänzend bezahlte Profeſſur, die aber
durchaus nicht allen Privatdozenten beſchieden iſt, und die Be-
friedigung. die die wiſſenſchaftliche Arbeit gewährt. Auch bier
legt freilich die geltende Univerſitätsverfaſſung den jungen Ge-
lehrten manches Hindernis in den Weg.

Das Perſonal der geſamten Kranken- und Pflege
anſtalten von Halle

hielt am 10. Juni 1929 im überfüllten Saale des Volkspark ein
Verſammlung ab, in der Kollegin Marie Friedrich-Berlin über
die Aufgaben der Organiſationin den Kranken-

daß die äußerſt rückſtändigen Verhältniſſe, die auch heute noch
vielfach in den Anſtalten zu finden ſind, nur aus der Entwicklung
der Krankenpflege vom religiöſen Liebesdienſt bis zur heutiger
h Berufspflege zu erklären ſind. Wo die gewerkſchaftliche
Drganiſation noch nicht eingegriffen hat, da ſind auch heute noch
die beſonderen Kennzeichen des Berufes: eine übermäßig
t Arbeitszeit, ein minimaler Lohn und dasFehlen jeder perſönlichen Freiheit. Dieſen Uebel-
ſtänden abzuhelfen, muß als vornehmſte Aufgabe der Organiſation
aufgefaßt werden. Seit 20 Jahren ſteht dieſe bereits im Kampfe
um die Verkürzung der Arbeitszeit, und auch jetzt, nachdem durch
reichsgeſetzliche Verordnung des Maximalarbeitstag von 8 Stunden
feſtgeſetzt worden iſt, verſuchen die Intereſſenten an der Ausbeu.
arg des Perſonals dieſen das Recht darauf mit allen Mitteln
ſtreitig zu machen. Verſagt die Geſetzgebung von neuem, ſo wird
die Organiſation trotzdem an der Durchſetzung des 8-Stunden-
tages weiterarbeiten da dieſer ſowohl im Jntereſſe des Perſonals,
als auch im Jntereſſe der Kranken gelegen iſt. Des weiteren
hbeleuchtete die Referentin die Stellung des Verbandes zur Aus
bildungsfrage. Es wird die obligatoriſche Ausbildung für das
geſamte in der Krankenpflege tätige Perſonal gefordert. Berlin
Hamburg, Baden ſind hier bereits mit gutem Beiſpiel voran
gegangen. Die Hauptaufgabe aber hat die Organiſation jetzt in
der Herbeiführung zeitgemäßer Löhne ſehen müſſen. Durch den
Abſchluß von Lohntarifen, die das Perſonal der Kranken und
Pflegeanſtalten den übrigen ſtädtiſchen und ſtaatlichen Betrieben
gleichſtellen, ſind hier ganz erhebliche Fortſchritte erzielt worden.
Vorbedingung für das Weiterarbeiten der Organiſation in dieſem
Sinne iſt, das unbeſchränkte Koalitionsrecht des Perſonals, deſſen
indirekte Verweigerung mit allen Mitteln verhindert werden muß.
Nur eine geſchloſſene Organiſation iſt imſtande, die mannigfaltigen
Aufgaben, die ihr erwach'en, zu erfüllen. Die „Reichs-Sek-
tion des Geſundheitweſens“ mit ihren 50 000 in Kran
ken- und Pflegeanſtalten tätigen Mitgliedern muß heute als die
Organiſation des Krankenhausperſonals angeſehen werden. Durch
die Unterſtützung des Geſamt- Verbandes mit ſeinen 258 000 Mit-
gliedern, iſt der Reichs-Sektion ein Einfluß geſichert, den keine
andere Organiſation aufzuweiſen hat. Für den Ausbau dieſer
Organiſation weiter zu arbeiten, muß Aufgabe aller in den An-
ſtalten Beſchäftigten ſein.

Jn der Disfuſſion wurde noch beſonders auf die hier am Orte
hberrſchenden Mißſtöände hingewieſen. insbeſondere auf die miſerable

Entlohnung des Perſonals im Bergmannstroſt und der
Heilanſtalt Weidenplan, ſowie der Hautklnik.
Durch die in dieſen Anſtalten noch beſtehende lange Arbeitszeit
die durchſchnittlich noch 12 Stunden und mehr pro Tag beträgt
und bei der niederen Entlohnung, wird das Perſonal geradezu
ausgebeutet. Hier iſt es Pflicht des Perſonals, ſich reſtlos der
Organiſation anzuſchließen. Zu Punkt 2 wurde von Kollegen
Hertel noch über die ſchwebenden Lohnverhandlungen berichtet
Er mußte feſtſtellen, daß bis jetzt nur in ſtädtiſchen Anſtalten und

der Reichsfranken-Anſtalt dieſe Frage einigermaßen zur Zufrieden-
heit des Perſonals gelöſt iſt, während in den Kliniken bis heute
trotzdem die Forderungen ſchon ſeit Anfang April eingereicht ſind
noch keine befriedigende Antwort eingegangen iſt. So werden
hier die berechtigten Wünſche immer noch mit dem alten Geheim
ratsgeiſt bearbeitet. Jn den Provinzial- Anſtalten ſieht es noch
viel trauriger aus. Jm Bergmannstroſt ſtehen wir
ebenfalls in Verhandlungen: hier macht ſich ſo recht bemerkbar
wie verſtändnislos von deſſen Verwaltung die ſchwierige Lage
des Perſonals beurteilt wird. Dasſelbe gilt von der Heilanſtal:
Weidenplan. Auf die eingereichten Forderungen des Perſongls
hält es Herr Dr. Kneiſe anſcheinend gar nicht für nötig,
antworten. Es ließe ſich über die Zuſtände in dieſer Anſtalt non
manches ſagen, wir wollen uns dies aber noch für ſpätere Je
aufheben. Mit dem dringenden Appell an alle Anweſenden, dafür
zu ſorgen, daß ſich alle feſter denn je in der Organiſation zuſammen
finden mögen, ſchloß Kollege Hertel ſeine Ausführungen übe
die Verſchleppungstaktik der in Frage kommenden Anſtalten.
Ohne eine ſozialiſtiſche Orientierung wird auch dem Pflegeperſong'
eine entſprechende Sicherſtellung nicht möglich ſein.

Unbeſtellbare Poſtpakete. Während früher Pakete, deren An
nahme vom Empfänger verweigert wird, vor Rückſendung unbe
ſtellbar gemeldet werden mußten, werden ſie jetzt unverzüglich a
den Abſender zurückgeſandt, wenn dieſer nicht im voraus eine an

dere Beſtimmung getroffen hat. Wünſcht der Abſender, daß ihn
unbeſtellbare Pakete zunächſt als unbeſtellbar gemeldet werden,
muß er dies durch den Vermerk „Wenn unbeſtellbar, Meldung
r der Vorderſeite der Paketkarte und des Pakets zum Ausdrue
bringen.

Die Angſt vor dem Namen. Das Volksblatt, ſowie alle
und Pflegeanſtalten“ ſprach. Rednerin ging davon aus,

7 Re geſchichtliche Entwicklung der ſozialdemokratiſchen

e Partei bis 1914. tgaun Jm vollbeſetzten Auditorium maximum der hieſigen Univerſität
Acker rach am Dienstag abend Gen. Eduard Bernſtein über obiges
je Ve Thema. Er ſelbſt verkörpert ja ein gutes Stück Partei eſchichte
t die ind zählt heut zu den wenigen, die mit den alten Vorkämpfern
n, ſei er ſozialiſtiſchen Bewegung in perſönlicher Beziehung ſtanden.
n, u So konnte er viel aus eigenem Erleben und Anteilnahme am
r ſt Parteigeſchick geben und ſo kurz auch die Zeit war, die ihm zu
hinter einem Vortrag zur Verſügung ſtand, geſtaltete er ihn doch zuzeigte iner klaren Ueberſicht der großen Jdeen und Strömungen, wei

n der Partei bis 1914 vorherrſchend waren.
deren Gen. Bernſtein führte aus: Es iſt ſchwer, die ganze Entwick
e ließ ung der Sozialdemokratie, die faſt ein halbes Jahrhundert um-

frei aßt, in einem Vortragsabend zu Gehör zu bringen. Die Ge-
unter (hichte der Sozialdemokratie läßt man meiſtens mit dem Auf-
Jaun treten Laſſalles beginnen; aber ſie hat noch eine Vorgeſchichte und
WMut, wan kann eine Bewegung nicht gänzlich verſtehen, wenn man

nahe dieſe in der Betrachtungsweiſe übergeht.
Jrn der 2. Hälfte der 30er Jahre des 19. Jahrhunderts haben
deutſche Handwerksgeſellen die erſten ſozialiſtiſchen Jdeen aus

en. England und Frankreich nach Deutſchland verpflanzt. Die Be-
enn wegung des SaintSimonismus, der Fourieriſten und in Eng-komm and die Gedanken eines Owen waren der Boden hierfür. Es
Fenſter ntſtanden geheime Verbindungen, die ſich aber nicht nur aus

Arbeitern, ſondern auch aus Jntellektuellen zuſammen ſetzten.
fortge Unter den Arbeitern war es beſonders der Schneidergeſelle
vandt Wilhelm Weitling, der begierig die Jdeen des franzöſiſchen Sozia

lismus auffing. Seine Auffaſſung über das Weſen der Geſell
einen haft, wie über den Sozialismus legte er in den beiden Haupt-
keiner R rrken; „Garantieen der Harmonie und Freiheit und „Die
wenn Venſchheit wie ſie iſt und wie ſie ſein ſollte. Beide Werke ver

n der ſaten trotz der utopiſtiſchen Auffaſſung über den Sozialismus eine
dem oße Genialität und fanden in vielen tauſenden Arbeitern der

t damaligen Zeit iſterten Widerhall. Weitling war ferner
imen. einer der bedeutendſten Köpfe im Bund der Gerechten“, der 1836

gründet wurde. Jn den 40er Jahren traten dann zum erſten
heiben J Nale Karl Marx und Friedrich Engels auf den Plan. In vielen
t heb' olemiſchen Artikeln vertraten ſie eine gänzlich andere Auffaſſung

er den Sozialismus als wie ſie dis dahin propagiert wurde.
War bisher die ſozialiſtiſche Bewegung mehr naturrechtlicher Art:

if: xon der Gleichheit aller Weltbürger“, ſo vertraten Marx und
ſt dat ingels die Auffaſſung, daß die r der Völker keine

eturrechtliche, ſondern ein Produkt der wirtſchaftlichen Verhält
iiſſe der jeweiligen Kulturperiode ſei. Die realen el
der Klaſſen ſind maßgebend für die Entwicklung. Jhre

t

kommt in der ſogenannten „materialiſtiſchen Geſchichtserfaſſung“
im Gegenſatz zur idealiſtiſchen zum Ausdruck. Dieſer Materialis-
mus hat ſelbſtverſtändlich nur auf die geſchichtliche Betrachtungs-
weiſe Bezug, es wäre falſch. wollte man davon ableiten, daß die
Weltanſchquung der Sozialiſten nun eine materialiſtiſche ſei. Jm
„kommuniſtiſchen Manifeſt“ deren Urheber Marx und Engels ſind,
fanden dieſe neuen Gedanken zum erſten Male eine klare und ent-
ſchiedene Formulierung. Da taucht auch die Auffaſſung auf, daß
das Proletariat durch keinen kleinbürgerlichen Sozialismus, durch
keine künſtlich konſtruierten Jdeen, alſo von außen aus ſeiner Ge
bundenheit durch die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsform zu befreien iſt.
ſondern dieſe Befreiung von der proletariſchen Klaſſe ſelbſt kom-
men muß.

Die bürgerliche Revolution von 1848 fand die Arbeiter der
Bourgeoſie nicht durchaus feindlich gegenüber. Die Ziele der ar-
beitenden Klaſſe waren zum Teil noch die'elben, wie ſie auch
vom Bürgertum aufgeſtellt wurden. Einig waren ſich beide Klaſ-
ſen im Kampf gegen den Feudalismus, der politiſch die Arbeiter
darnfeder hielt und wirtſchaftlich der jungen kapitaliſtiſchen Pro-
duktion enge Grenzen zog. Marx und Engels ſagten damals:
Noch können wir dem Kapitalismus nicht das Grab bereiten, erſt
muß die bürgerliche Republik erkämpft werden.

Die Reaktion, welche der 48er Revolution folgte, unterdrückte
alle Anfänge von Arbeitervereinen, welche hier und da gegründet
waren. Marx und Engels verſuchten in London den „kommuniſti
ſchen Bund“ zu beleben, doch gelang das nur wenig. Durch innere
Zerwürfniſſe wurde der Bund gar hald wirkungslos. Auf ein
Jahrzehnt war nunmehr von einer Arbeiterbewegung ſo gut wie
gar keine Rede. Erſt in der liberalen Aera, Anfang der ß0er Jahre,
konnten ſich neue Arbeitervereine, zum Teil von Demokraten
unterſtützt bilden, die nun mit Ferdinand Laſſalle in Beziehung
traten. Laſſalle hatte im April 1862 in Berlin einen Vortrag ge-
halten über: „Das Arbeiterprogramm“, worin er ſeine Theorien
über den Kampf der Arbeiter gegen die herrſchende Geſellſchafts-
ordnung clegte. Dieſe, wie der Vortrag: „Ueber Verfaſſungs-
fragen“ zeigen, daß Laſſalle ſich in ſeinen Gedanken weſentlich von
Marx unterſchied. Marx und Engels ſahen im Staat etwas
Vorübergehendes, ein Mittel zur Unterdrückung, für Laſſalle da
gegen war er etwas Dauerndes, eine Jnſtitution über der Ge-
ſchichte ſtehend.

Während fe Marr die Auffaſſung vertrat, daß in der
modernen Geſellſchaft der Arbeiter nicht den vollen Ertrag ſeiner
Arbeiterhält und im heren Grade im Sozialismushö
ein Vertrauensproblem ſteht, geht Laſſalle vom Verteilungs
problem aus. Jm „ffenen Antwortſchreiben“ an das „Zen-
iralkomitee zur Berufung eines Allg. deutſchen Arbeiterkongreſſes
gab Laſſalle den Arbeitern ſeine Ideen kund. Dort ſagt er auch
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ſeine kleinen Ableger im Bezirk brachten den Aufruf des Jnte:

den Arbeitern. daß ſie ihre ganze Kraft auf die Erringung de
allgemeinen direkten Wahlrechtes konzenttieren ſollen. Jn dieſer
Forderung ſah er die ſoziale Grundlage für alle anderen Forde
rungen. Der Auffaſſung traten Marx und Engels damals
öffentlich entgegen. Man hatte in Frankreich beobachtet, daß dort
das allgemeine Wahlrecht die Arbeiter ſehr enttäuſchte. Selbſt
Auguſt Bebel war zu jener Zeit gegen das Wahlrecht. Somit
traf Laſſalle nicht auf die erhoffte Gegenliebhe. Die gro' c Maſſe

gegenüber.
Auf dem Kongreß vom 23. Mai 1863 in Leipzig unter

dem Vorſitz von Laſſalle. wurde dann der Allgemeine deutſche
Arbeiterverein“ gegründet. Die Gründung vollzog ſich unter ſehr
entmutigenden Umſtönden. Nur elf Stödte waren vertreten. Beim
Todestage Laſſalles hatte der Bund nicht viel mehr als tauſend
Mitalieder. Doch konnte ſich die Bewegung halten und was i
an Zahl fehlte, erſetzte Fe durch Begeiſterung der wenigen V
hänger. Unter der Präſidentſchaft J. B. v. Schweitzer nahm die
Bewegung einen ſtarken Aufſchwung. Doch blieben auch ihr die
Kinderkrankheiten nicht verſchont. Ein beſonderer Gegenſatz be
ſtand damals zwiſchen Wilheſm Liebknecht und Schweitzer. Zu
einer Svaltung kam es 1866 als die Gräfin Hatzfeld den Laſſalle
ſchen Allgemeinen deutſchen Arbeiterverein“ gründete. Nach

einer baldigen Wiedervereinigung und ſpäteren nochmaligen
Trenvung ging der Hatzfeldiſche Verein im Jahre 1870 an Jnter
eſſeloſigkeit ſeiner Mitglieder zu Grynde. Wenn auch nicht der

gemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts im Jahre 1867 durch
den Norddeutſchen Bynd alſein maßgebend war, ſo bedeutete er
immerhin einen wichtigen Faktor auf dem Wege dorthin. Dazu
mögen auch die Vorträge beigetragen hbaben, die Laſſalle Bis-
marck hielt. Aſerdings bedeutete das Waßlrecht bei der damg
ſigen ſozialen Struktur Deutſchlands noch keine beſondere Gefahr
für die berrſchenden Klaſſen. Die Wahlen zum erſten konſtituie-
renden Reichstag brachte den Sozialiſten eine esße Enttäuſchung.
Nur ein einziger Sozialdemokrat, in der Perſon Bebels. konnte
in den Reichstag entſandt werden. (Fortſetzung folgt.)

Stadttkeater: Heute, Donnerstag, abend 7 Uhr wird
Molières Luſtſviel „Tartfff“ wiederholt. Freitag gelangt die
Oper Hans Heiling“ zur Nrfführnna. Sonnabend Der Zioeuner-
haron“, Sonntag nochm. Volksvorſtellong „Vor Sonnenaufgang“.
Da Herr Bolz auf Grund feiner Einladung en den Feſtſpielen in
Freiburg nicht abkömmlich iſt und ein Erſas nicht zu beſchaffen
war, geht am Sonntag abend „Lohengrin“ n letzten Male in
dieſer Spielzeit in Szene. Die Partie des Lohengrin ſingt Herr

Zilken vom Friedrich- Theater in Deſſan. Am Montag wird das
Luſtſpiel „Jm weißen Rößl“

der Arbeiter verhielt ſich ablehnend dieſem Standpunkte Laſſalles.

Allgemeine Deutſche Arbeiterverein für die Einführung des all
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z an die Arbeiter der Welt r
Bonykott nderweiſe fehlen in allen die
ſen Blättern die Unterſchriften. Wenn man bedenkt, daß für den
deutſchen Gewerkſchaftshund Legien, der e. unter'chrie
ben hat, kann man die Motive für das Fortlaſſen der Namen
ſehr leicht erklären. an darf nicht riskieren, den Leſern ehrlich
mitzuteilen, daß Legien zum Kampf auffordert gegen die
riſche r Man hat Legiens Namen bei jeder
legenheit durch den Dreck gezogen, nun iſt man gezwungen ihn
jetzt zu unterſchlagen, damit nach außen hin konſequent „radikale
und gewerkſchaftsfeindliche Politik getrieben wird. Das iſt un

„Aufklärung“, für die ſchon eine Namensunterſchrifti

9 werden kann.
Halliſcher LehrerVerein. Am 15. Jan ſprach Herr Lehrer

dapelle- Leipzig in ſachkundiger Weiſe über da zeitgemäße
Thema Lehrerverein und Gewerkſchaft.“ Das Zeit
lter der Einzelperſönlichkeiten iſt abgelöſt durch das tag der
Hemeinſchaften in dem der Erfolg von der Organiſat on abhängt.
a kleinen Anfängen im 14. Jahrhundert hat ſich die Gewerk-
ſchaftsbewegung zu ihrer heutigen Macht entwickelt. Gewerk
ſchaften ſind wirtſchaftliche Jntereſſenvertretungen von Arbeit-
nehmern unter Ausſchluß religiöfer und politiſcher ar So
iſt auch der Zuſammenſchluß der Lehrer zu Gewerkſchaften not-
wendig und vorteilhaft; er verlangt nicht die Zurückſtellung der
Bildungsziele. Jhre Bundesgenoſſen findet eine ſolche Gewerk-
ſchaft im Deutſchen Beamtenbunde oder im Deutſchen Gewerk
ſchaftsbunde. Als letztes Kampfmittel iſt auch das Streik-
recht zu fordern die lebenslängliche unkündbare Anſtellung der
Lehrer iſt kein Hindernis für die Ausübung dieſes Rechts Sachſen
und Bayern haben ſchon Lehrergewerkſchaften gebildet. Jn der
Debatte ſprach man ſich für die Gewerkſchaftsbildung aus, hatte
aber zum Teil Bedenken n das Streikrecht. Herr Lehrer
Landrock berichtete dann über Einigungsverhandlun-
gen zwiſchen den Lehrer-Verbänden der Pro-
vinz Sachſen. (Alter und Neuer Preußiſcher Lehrer-Perein.)
Da zwiſchen beiden Vereinen keine Gegenſätze beſtehen, wünſchte
die Verſammlung einſtimmig die Wiedervereinigung derſelben.

Jm lia-Theater gelangt am Sonntag abend 7* Uhr der
Schwank „Die ſpaniſche Fliege“ von Arnold und Bach durch das
Perſonal des Stadttheaters zur Aufführung.

Apollotheater. Die Erbtante. Jm Apollotheater er-
heitert noch inmer Paul Beckers die Beſucher durch ſeinen
urwüchſigen und unheimlich kräftigen Humor. Seit geſtern in
einer Doppelrolle als Hundehändler und Erbtante aus Südafrika.
Die netten Vertreter der beiden Verliebten, (Edith Beckers und
Franz Bott) geben den richtigen Hintergrund für die grotesken
Situationen der Handlung. Sinn darf man in dieſer allerdings
nicht ſuchen. Sie iſt nur da um Paul Beckers Gelegenheit zu geben
ſeine mehr oder minder guten Witze in echt Halleſcher Mundart
anzubringen. Aber das ziemlich volle Haus lacht. Lacht bis dieZeucher Leibweh kriegen und Sorgen und Schmerzen vergeſſen.

Sie ſind zufrieden. Das iſt die Hauptſache.
Selbſtmordverſuch. Heute früh ſprang ein Dienſtmädchen

in ſelbſtmörderiſcher Abſicht unterhalb der Genzmerbrücke in die
Saale. Sie wurde von 2 vorübergehenden Arbeitern mittels Ret-
tungsſtange ans Ufer gezogen und der Polizeiwache zugeführt.

Provin; und Umgegend

Sitzung des Vezirksaus'chuſſes.
Den Unterbezirksvorſtänden iſt bereits mitgeteilt,

;aß Sonntag, den 20. d. M., vormittags 11 Uhr, imAnguſtinerbrän in Halle, Mittelſtraße, eine Sitzung des
Bezirksausſchuſſes ſtattfindet. Zu dieſer Sitzung ſollen
die Kaſſierer der Unterbezirke mit anweſend ſein.

Der Bezirksvorſtand. J. A.: R. Dreſcher.
Unterbezirk 2 Merſeburg.

Am Sonntag, den 27. Juni, vormittags 94 Uhr findet
m Kaſino in Merſeburg eine Unterbezirkskonferenz
De n Ortsverein muß auf dieſer Konferenz ver-
treten ſein.

Tagesordnung:
J. Was lehrte uns die Reichstagswahl.

II. Organiſation, Agitation und Preſſe.
III. Geſchäftliche.

J. A.: Albert Müller, Vorſitzender.
Vetriebsrätefitungen ſind Feſtſitzungen.

Dieſer obigen Anſicht iſt der Direktor der Preußlitzer Braun
kohlenwerke, die er auch unverblümt den Betriebsräten ſeines
Werkes gelegentlich einer Betriebsratsſitzung ſagte. Hier hat aber
der einzelne nur ausgeſagt was alle denken. Von einer Reihe
Werken wird bekannt, daß den Betriebrräten fortlaufend Schwie-
rigkeiten gemacht werden. Alle Anträge der Betriebsräte, auch
wenn ſie durch das Geſetz begründet werden, werden ſyſtematiſch
abgelehnt. Auf faſt allen Werken wird den Betriebsräten bei
Stellung von Anträgen mitgeteilt, daß man ſich erſt beim Arbeit-
zeberverband Auskunft holen müſſe. Das bis heute vorliegende
Material läßt darauf ſchließen, daß ſeitens der Unternehmer die
Tätigkeit der Betriebsräte ſabotiert werden ſoll. Dadurch ſoll
fraglos eine Entzweiung der Betriebsräte mit den Belegſchaften
herbeigeführt werden. Man will den Belegſchaften die Zweck-
loſigkeit der Betriebsräte nachweiſen, indem ihre Arbeit erfolg-
los gemocht werden ſoll. Nach S 35 dürfen, bei im Jntereſſe der
Betriebe liegender Tätigkeit, Lohn- oder Gehaltsabzüge nicht ge-
nacht werden: man verweigert aber die volle Zahlung, weil man
„faules Herumſtehen“ nicht bezahlen könne. Man bewertet faſt
allgemein die Tätigkeit der Betriebsräte als nicht notwendig.
Es liegt nun die Vermutung nahe, daß ſeitens der Arbeitgeber-
oerbände bindende Beſchlüſſe über die Behandlung der Betriebs-
räte vorliegen. Es iſt deshalb nötig, daß die Betriebsräte über
ihre Wahrnehmungen dauernd das Bezirksbüro unterrichten.
Andererſeits erſuchen wir die Betriebsräte, ſich durch provozierende
Handlungen ſeitens der Werksleitungen, nicht vom geſetzlichen
Wege abbringen laſſen. Die Betriebsräte mögen ihre Beſchlüſſe
faſſen, dieſe den Werksleitungen mitteilen, und wenn der Entſcheid
nicht den Erwartungen oder den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht,
müſſen nach S 93. 94 und 104 die Entſcheidungsinſtanzen ange
cufen werden. Wo einem Betriebsrate infolge ſeiner Tätigkeit
Abzüge vom Lohn gemacht werden. muß der zu wenig gezahlte
Lohn eingeklagt oder auf dem Wege der durch tarifliche Ab-
nachungen bezeichnet iſt. gefordert werden. Der einzelne Be-
triebsrat aber muß die Energie aufbringen. die die Durchführung
)es Geſetzes erfordert. Jmmer wieder hört man den Ausſpruch:
„wir haben ja das Geſetz, die Unternehmer müſſen unſere For-
)erungen durchführen“. Das iſt natürlich falſch. Mit dem Ge-
jſetz allcin iſt nichts getan, es kommt auf die Durchführung an,
und dazu braucht man taktvolle aber energiſche Kameraden. Daran
mangelt es ſcheinbar vielfach, ſonſt könnte es nicht vorkommen,
daß man in einem Großbetriebe ſogar, die Betriebsratsſitzungs-
leitung in die Hände der Direktion legt. Die Bergleute müſſen
zen Werken nachweiſen, daß ihre Arbeit eine ſehr ernſte, aber keine
Feſtarbeit iſt.

Die Fortbildungsſchule in Weißenfels
war vor etwa 25 Jahren Gegenſtand des Streites zwiſchen Magi
ſtrat und Stadtverordneten, Handwerksmeiſtern, Fortbildungsſchul-
lehrern und Fortbildungsſchülern und wurde infolge dieſer wider-
ſtreitenden Aufaſſungen ſchließlich 1897 „ſuspendiert“. Bei den
Verhandlungen über die Wiedereröffnung der Fortbildungsſchule

ne

anderhängenden Wagen in Pretzſch geweſen.
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aften damals dena bie Handwerksle daß

chen „Arbeitor“ uſchränkten and die jugendlichen Arbeite en ihresVerhaltens aus ſchloſſen. Die Fortbildungsſchule
für Handwerkslehrlinge grdieh nach ihrer Wiedereröffnung am
1 Mat 1899 unter ihrer neuzeitlichen Einrichtung: aber trotz viel
facher Anregungen der Behörden und An en Erörterungen
gelang es zur Zeit des alten Syſtems nicht, die jugendlichen „Ar
beiter“ der Fortbildungsſchulpflicht zu unterſtellen. Es kam
der Zuſammenbruch, und die erſte Tat der neuen Männer im
Weißenfelſer Arbeiterrat war, die rfür „a le Jugendlichen zu fordern. Das großzüg'ge Ortsgeſeßz
vom 9./21. Januar 1920, das nur noch einer kleinen Ergänzung
bedarf, beſtimmt in S 1: Männliche und weibliche Jugendliche.
welche im Gemeindebezirk Weißenfels in Lehre oder in Arbeit
ſtehen, ſind, ſoweit ſie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, verpflichtet, die Fortbildungsſchule von dem durch den
Magiſtrat feſtgeſetzten Zeitpunkte an zu den beſtimmten Tagen und
Stunden zu beſuchen.“ Mit dieſer Beſtimmung iſt jeder ite
rung der Fortbildungsſchule Vorſchub geleiſtet, ſoweit nicht der
Mangel an Schulräumen ein Hindernis bildet.

Am Sonnaßend, den 19. Juni, geſchieht der erſte Schlag r
Erweiterung der Fortbildungsſchule; es ſoll nachmittags 2 Uhr die
Aufnahme der jugendlichen männtichen Arbeiter, welche zu Oſtern
190 die geſetzliche Schulpflicht beendeten, in der Beuditzſchule er
folgen. und der Magiſtrat erſucht durch die jüngſte Bekannt-
machung die Arbritgeber, die bisher unterlaſſenen Anmeldungen
ſchleunigſt bei dem Leiter der Forthildungeſchule zu erſtatten. Bei
dem großen Bildungsintereſſe, das in den Arbeiterkreiſen lebendig
iſt, darf erwartet werden, daß die Eltern ihre ſchulpflichtigen Söhne
zum pünktlichen und eifrigen Schulbeſuch anhalten. Von der
Fortbildungsſchule wird alles geſchehen, den jugendlichen Arbeitern
das Beſte zu bieten, was ihnen für Beruf und Leben nützt. Es
wird in den Arbeiterklaſſen die „Arbeit“ in ihren viel
fachen Beziehungen zum perſönlichen wirtſchaftlichen, bürgerlichen
und ſtaatlichen Leben des Einzelnen und der Volksgemein'chaft
einen breiten aRum des Unterrichts füllen. Pfeifer.

Eisleben. Aus dem Stadtparlament. Am NMon
tag waren unſere Stadtverordneten zu einer umfangre'chen Sitzung

wie üblich geladen. Neben einigen einleitenden Bemer-
kungen kam eine Erklärung des letzthin ansgeſchiedenen Stadtv.
Gottſchalk (bürgerlich) zur Verleſung, in der er ſich gegen die
Vorwürfe. durch ſeine Arbeit bzw. Vorſchläge im Bauaus'chuß
den Fortſchritt der zu bauenden Kleinwohnungen aufgehalten
zu haben, verwahrt. Hiergegen dürfte in nächſter Zeit von ſozial.
Seite (U. S.) eine dementſprechende enerklärung erfolgen.
Stedtv. Damm. der von der S. P. D. zur U. S P. D. über-
getreten iſt. hat ſein Mandat niedergelegt. ebenſo Stadtv. Scholz
(bürgerl'ch) aus Geſundheitsrückſichten. Von den gefaßten Be-
ſchlüſſen ſeien die weſentlichen erwähnt. Die Ortszulagen wer
den am Lyzeum auch den nichtakademiſchen Lehrkräften gewährt.
Beſchaffung von Schulmöbeln bzw Geigen macht ſich notwendig
für Oberreal'chule, Lyzeum und Volksſchule. Die Unterſuchung
der Schulkinder liegt wie bisher in den Händen des Kreisarztes
Dr. Rauch. Der Verkehr mit der von der Eiſenbahn nicht be
glückten Umgegend Tislebens ſoll durch Poſtautos erſchloſſen wer
den. Für einen Unterkfunftsraum dieſer Autos macht ſich eine
jöhrliche Miete von 500 M. notwendig. Zwiſchen Katharinen-
ſtroße und Kreisfelder Gaſſe wird der Fahrdawm gepvpflaſtert.
Koſtenvunkt die Kleinigkeit von 32 000 M. Die Konzeſſion zum
Betriebe von Schankwirtſchaften wäre beinahe teuer zu ſteben
gekommen, wenn es nach den Vorſchlägen des bürgerlichen Refe-
renten Dr. Straſſer gegangen wäre. Enorme, kaum zu bezablende
Summen kamen in Frage Die Vorlage geht erſt an den Finanz-
ausſchuß. Dasſelbe bezieht ſch auf die Forderungen der Ange-
ſtellten die ſich damit unter Umoehung ſonſtiger üblicher Jnſtan-
zen direkt vor das Forum der Stadtverordnetenverſammlung durch
ihren Wortführer Stadtov. Mecs wandten. Auch dieſe Vorlage
wird zur Prüfung ihrer finanziellen Auswirkung erſt einmal dem
Finanzausſchuß überwieſen. Eine neue Satzung des Arbeitsamte-
findet Annahme Die ſchwülſte Atmoſphäre herrſchte bei der Be
ratung des Punktes: Einführung einer gemeindlichen Einkommen-
ſteuer, die ſich auf den von der Staatseinkommenſteuer ſteuerfreien
Teil des Einkommens bezieht. Die ſchlechte Finanzlage der Stadt
?wingt zu ſolchen Maßnahmen. Es würden z. B. an gemeind-
licher Einkommenſteuer nach dem Entwurf zu zahlen haben:

Pflichtige mit Einkommen bis zu 6000 M Nichts.
Pflichtige mit Einkommen von Von den K'nder-

abaſigen:
6 7000 A. 65 von 750 A. 45, M Nichts.
7- 8000 75 750 52.50

9000 85 750 609--10000 99 750 67.5010--11000 10 750 75 und 10von 250 M Kinderabzug
25 A fe Kind

uſw. mit fortſchreitender Stefſgerung: z. B. bei 31 500 Einkom-
men 4310 A. Steuer und 312 von 750 M 232.50 M ent-
ſprechend gemeindliche Steuern vom Kinderabzug. Bei Unver-
heirateten würden ſich (da bei ihnen nicht 750, ſondern volle
1500 M verſteuert werden) die Sätze verdoppeln.

Bei Beratung dieſes Punktes ließ der Oberbürgermeiſter Dr.
Rieſe eine Bemerkung fallen, wonach Erberger an dieſem Steuer-
ſrſtem Schuld trage. Unſer Genoſſe Strauß, der d'eſe Bemer-
kung ſofort aufgriff, wies darauf hin, daß nicht Erzberger, ſon-
dern lediglich die am Weltkriege ſchuldigen Parteien den jetzigen
Schlamaſſel verur'gcht hätten. Der Kriegswohlfahrtspflege wer-
den, da vom 1 April ein Erlaß des Min'ſters des Jnnern die-
ſelbe in ziemlichem Umfange aufbebt, für beſtimmte Zwecke
(Unterſtützung der Jnvalidenrentenempfänger uſw.) auf zunächſt
ſechs Monte pro Monat 3509 M. bewilligt. Eine Eingabe der
Krieosbeſchädigten beider Organiſationen um finanzielle Zu-
ſchüſſe zu den Kohlenbezügen wird, da die Stadt finanzi'll ſchlecht
daſteht und ſchließlich ein ganz Teil noch ärmerer Einwohner
ebenſolche Wünſche äußern konnte, guf den Weg nach der Anrufung
von Reichshilfe verwieſen. Am Schluß der S'tzung lagen noch
einige Anfragen an den Magiſtrat vor, ſo bezügl. des neuen Heb-
ammentarifs, der ziemlich gepfeffert iſt und, zur Beruhigung ſei's
geſagt, erſt noch der Genehmigung des Regierungspräſidenten be
darf. eine Anfrage nach einem dunklen Punkt in der Laufbahn
eines ausgeſchiedenen Angeſtellten und ſchließlich nach der Ab-
rechnung des Wirtſchaftsamtes. Darüber ſollen wir dann bald
etwas Näheres hören Aus der geſchloſſenen Sitzung wäre die
endgültige Anſtellung des Bürgermeiſters Dr. Waltsgott auf 12
Jahre zu erwähnen.

Großthienig. Feuersbrunſt. Durch das Spiel eines
Kindes entſtand hier ein verheerendes Großfeuer, das n'cht weni-
ger als 32 Hehöfte, 10 Wohnhäuſer und 34 Scheunen in Mitleiden-
ſchaft zog und die geſamten Vorräte an landwirtſchaftlichen
Maſchinen und Ernteprodukten vernichtete. Ganz beſonders be
günſtigt wurde der Brand durch das heftige Flugfeuer, das über
100 Meter weit zündete. Nur mit größter Mühe gelang es den
aus 15 Orten erſchienen Feuerwehren, eine noch größere Kata
ſtrophe zu vermeiden.

Torgau. Steuerung der Wohnungs not. Die hie-
ſige Stadtverwaltung iſt mit der Militärbehörde zwecks Ankauf
der Brückenkopfkaſerne in Verbindung getreten. Man will mit
dem Ankauf dieſer Kaſerne der unerträglichen Wohnungsnot er
folgreich begegnen und damit auch glefchzeitig mehrere Schul
räume frei bekommen Das Zeughaus kommt ebenfalls für
Ankauf mit in Betracht.

Schmiedeberg. Zu Tode geſtürzt. Beim Heufahren ver
unglückte am Sonnabend abend die 12jährge Tochter Land
wirts Wilhelm Hernichel aus Großwig. H. war mit zwei anein

hatte ſich das Kind

Bei der Herfahrt

vorn auf ven zweiten Wagen geſegt. A
nd war er ei e den r es von ſeinen

itze und kam unter den Wagen. Obwohl erhebliche äußere Ver
le ungen nicht henen waren, iſt das Kind wahrſcheinlich i
folge Gehirnerſchütterung geſtorben. r re r

Hettſtedt. Eine gefährliche Fahrt. Als die beidWilli, Weh ahrt und Aib et é. in Hettſtedt durg Aufhebu

die Polizeiwachtmeiſter Tennſtedt und kel e a. mit der
r werden ſollten, unternahmen ſie, obwohl ſie mit de einer i

rmen aneinander gefeſſelt waren. unterwegs einen Fluchtverſuch Paris ſt
Zwiſchen Zſcherben und Eisdorf ſprangen auf Eckes Ruf „Losſſ Staaten
die beiden plootia auf und in voller Fahrt aus dem Zuge. S
jelen dabei gegen ein Stacket und erlitten Hautabſchürfunge

ies hinderte ſie aber nicht. die Richtung querfeldein einzuſchle
en, als Polizeiwachtmeiſter Tennſtedt, der gleich hinter ihr Lon

aus dem fahrenden Zug ge'prungen war, ſie einholte. Jyf zu
zwiſchen hatten Bahnbeamte den Zug zum Stehen gebracht. Na rung, fo
dem die Flüchtlinge wieder eingebracht waren, konnte die Fahr auswärt

fortgeſetzt werden. würde,Wernigerode. Gemeiner Schwindlertrick. v ſie im
einer Arbeiterfran erſchien morgens ein Bote, der angab, vo ſeien, eb
der Arbeitsſtätte ihres Mannes zu kommen, wo dieſer verunglüch lich jene
ſei. Jhr Mann ſei in einen Teerbehälter gefallen und brauth ſtantino
nun einen guten Anzug uſw. In ihrer Aufregung glaubte di Rot
Frau dem Ueberbringer der Nachricht und händigte dem ange niſchen
lichen Arbeitskollegen ihres Mannes alles, was dieſer verlan, George
aus. Als dann ihr Mann abends nicht im Sonntagsanzug, ſon durch
dern in Arbeitskluft heimkam, merkte ſie zu ſpät, daß ſie eine i und
dreiſten Schwindler zum Opfer gefallen war. e

RopGewerk'chaftliches. det: Der
richterſtWirrwarr in der Rätebewegung. Schritt

Jn Halle tagte am Sonntag die Konferenz der Betriebsrän aufzufa
radikalſter Richtung. Sie ſtand von jeher im ſchärfſten Gegenſag ſchen
zu den Beſtrebungen des Gewerkſchaftsbundes, die Betriebsrät fennen
za ſeinen Anſichten ar zu faſſen. Jhren ſtärkſten Rüc Kreiſen
halt hatte dieſe radikale Rätebewegung in den Kreiſen de ſehr errMetallarbeiter. Wir erklärten ſchon vor der Tagung in Halle ſkniſch
daß dieſe Art der Rätebewegung vor einem Zuſammenbruch ſtänd weitere
Der ſcheint i auch wirklich einzutreten. Das „Volksblatt“ teil artet
mit, daß der Verfechter dieſer Räteorganiſation, Richard Müllegg wartet.
(Lechenmüſlſler). von der Redaktion der „MetallarbeiterZeitun,
zurückgetreten iſt. weil ihn der Vorſtand des Verbandes, der do Rot
ebenſo unabhängig orientiert iſt. wie er er, vor die Alternativ
ſtellte, entweder die Tätigkeit für die Räte oder die für die Redab damſ
tion einzuſtellen. Dieſe beiden Tätigkeiten waren ja auch un unru L

vereinbar mit einander, da eine geſte'gerte Agitation der Räte wiſten
bewegung in Müllerſcher und Döumiaſcher Richtung hin, unbe ſei nich
dingt zur Auflöſung der jetzigen Berufsorganiſationen der Arbei bekannt
ter ſühren wußte, an der allerdings nur ganz egoiſtiſche Partei anzugre
politiker inreſſiert ſein können. eklärt,Alſo der unabhängige Vorſtand des Metallarb jterVerhandes ßiſche

wehrt fich geoen dieſe Beſtrebungen. Da ſieht er klar wohin de Die Ar
Weg führt. Aber da er anch in vrinzipieller Gegnerſchaft zu de Feſſal
Anſchauungen in den leftenden Kreiſen des Deutſchen Gewer erklärt
ſchaftsbyndes ſteht. o kann er ſich nicht entſchlisßen, gemeinſan ſche
mit dieſem vorrugehen und will nun eine Räteorganiſation für ſt 9 te er
arfmachen. Ein Vorhaben, das wenn es unwandelbar durh i bi

geführt werden ſoll. auch nicht viel Erſprießliches verheißt. Indien

Lebensmittel-Kalender. J
Die Verbrauchsmenge an Fleiſch wird in dieſer Woche e geſes d

150 Gramm je Kopf feſtgeſetzt (Kinder unter 6 Jahren die Hälft) 51 Sti:
Es gelangt Rindfleiſch zur Ausgabe. Der Verkauf erfol präſide
am Sonnabend, den 19 Juni 1920, durch die Fleiſcher. bei den rücktre
die Haushalte zur Kundenliſte angemeldet ſind. gegen Abtrennun Präſid
der reſtlichen Fleiſchmarken für die Woche vom 14.--20. Ju run
1920. Die Marken ſind in üblicher Weiſe bis zum 21. Juni e
das Stadternöhrungsamt abzuliefern. Der Verkaufspreis be Ve
trägt für 150 Gramm 3.60 Mk. netenVerkauf von Corned Veeſ. Am Sonnabend, den 19. J großewerden bei den Fleiſchern für jede Perſon eines Haushalt Poris
100 Gramm Corned Beef verabfolgt. Der Verkauf erfols tst
unter Abtrenyung der Fleiſchmarken 2A und 2B bei de
Kinderkarten 2 ſür die Woche vom 14.--20. Juni 1920. Kriege
Verkaufspreis beträgt für 100 Gramm 1,90 Mk. Die Ve käuſen Unt
ſind verpflichtet die Markenabſchnitte in üblicher Weiſe bis zu leute-
21. Juni an das Stadternöhrungsamt abzuliefern.

Städtiſcher Verkauf von Bratfett in der Talamtſchule an
Freitag, den 18. Juni 1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
Inhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 1 bis 100
vormittacs von 8—12 und die Jnßaber der Nummern 1001 bis
2000 nachmittags von 26 Uhr. Es kann an jede Perſon eins
Haushalts Pfund zum Preiſe von 9 Mk. für das 6 Pfund
abgegeben werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Ab-
gezähltes Geld iſt bereit zu halten.

8 Pfund Auslandskartoffeln können in der Woche vom W.
bis 27. Juni anf die Marke 45 der graven Kartoffelkarte geouft
werden. De Einkauf darf nur in den Geſchäften bewirkt werden
in denen die r zur Kartoffelkundenliſte erfolgt iſt.
Der Preis für das Pfund Auslandskartoffeln beträgt 45 Pf. De
Verkauf erfolgt von Sonnabend bis einſchließlich Mittwoch. Eine
Nachliefernng von Kartoffeln am Donnerstag, Freitag und So
abend findet nicht ſtatt. Die abgetrennten Abſchnitte ſind bis
ſpäteſtens Donnerstag, den 24. Juni, abzuliefern.

Stödtiſcher Terkauf von Reis in der Talamtſchule Nah
lieferung) nur noch am Freitag, den 18. Juni, vormittags vor
8--12 und nachmittags von 2—6 Uhr und Sonnabend, der
19. Juni, vormittags von 8—1 Uhr. Es we den nur diejenige
Haushalte beliefert, we'che bei der vorhergehenden Verteilurt
den Reis noch nicht abgeholt haben. Für jede Perſon eines
Haushalts wird Pfund zum Preiſe von 350 Mk. abgegeben.
Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt be
reit zu halien.

Letzter Verkauf von Weizenmebl an Haushalte mit gelb um
ränderten Lebensmittelſcheinen in der Talamt chule. Diejenigen
Inhaber von gelb umränderten Lebensmittelſcheinen, welche das
in der Zeit vom 7. bis 17. Juni d. Js. in der Talamtſchule zum
Verkauf gekommene Weizenmehl noch nicht eingekauft hahen,
können den Einkauf am Freitag vorm. von 12 und nach.
von 2—6 Uhr und am Sonnabend vorm. von 8-—1 Uhr bewirken
Für jede zum Haushalt gehörige Perſon wird gegen Vorlage des
noch nicht belieferten Lebensmittelſcheines Pfund Weizen
mehl zum Preiſe von 70 Pf. abgegeben. Abgezähltes Geld iſt
bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Keks (Schluß der Verteilung) in
der Talamtſchule am Freiteg. den 18. Juni 1920. Zugelaſſen zu
Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmgtelſcheine mit den die
Nummern 1 bis 1000 vormittags von 8— 2 und die Jnhabet dadu
der Nummern 1001 bis 2000 nachmittags von 2——6 Uhr. Es kann loſen

n e ne eheer Lebensmittelſchein vorzulegen.gezähltes Geld iſt bereit zu halten. in
Stadti wer Verkauf von Trockenei (4. Sonderverteilung) V un

r Talamtſchule am Freitag den 18. Juni 1920. Zugelaſſen n nnEinkauf werden die Jnhaber der rn mit du I n
Pummern 1 bis 1000 vormittags von 12 Uhr und die J irk

ber der Nummern 1001 vis 2000 nachmittags von 2—6 Uhr N. otr
r jede Perſon eines Haushalis werden 50 Gramm zum Preiſe zer

von 4 Mk. abgegeben. 50 Gramm Trockenei- entſprechen der
Güte von 5 Eiern. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Ab

gezähltes Geld iſt bereit zu halten.
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